Geſetz⸗ Sammlung 
für die | 
Königlichen Preußiſchen Staaten. 
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(Nr. 3846.) Verordnung uͤber einige Aenderungen und Ergaͤnzungen des Reglements fuͤr 
die Feuerſozietaͤt der landſchaftlich nicht aſſoziationsfaͤhigen laͤndlichen 
Grundbeſitzer im Regierungsbezirke Koͤnigsberg mit Einſchluß des zum 
Mohrunger landſchaftlichen Departement gehoͤrigen Theils des Marien⸗ 
werderſchen Regierungsbezirks vom 30. Dezember 1837. und der Zuſatz⸗ 
Verordnung vom 15. Juni 1844. Vom 22. Auguſt 1853. 


Wit Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen dc. dec. 


Nachdem in Folge des Zuſatzes zum F. 35. des Reglements fuͤr die 
Feuerſozietät der landſchaftlich nicht aſſoziationsfaͤhigen Grundbeſitzer im Regie⸗ 
rungsbezirke Königsberg mit Einſchluß des zum Mohrunger landſchaftlichen 
Departement gehörigen Theils des Marienwerderſchen Regierung bezirks vom 
30. Dezember 1837. in der Verordnung vom 15. Juni 1844. (Geſetz⸗Samm⸗ 
lung Seite 241.) eine neue Reglements⸗Reviſion mit Zuziehung von Deputirten 
der betheiligten Grundbeſitzer ſtattgefunden hat, auch die Provinziallandtags⸗ 
Verſammlung der Provinz Preußen darüber gehoͤrt worden, verordnen Wir 
auf den Antrag Unſeres Miniſters des Innern in Abänderung und zur Er⸗ 
gaͤnzung des gedachten Reglements und der Verordnung vom 15. Juni 1844., 
was folgt: 


Zum H. 7. des Reglements. 


Ziegelſcheunen ſind gleich den Ziegelöfen von der Verſicherung aus: 
geſchloſſen. | | 


Zum F. 16. 


Nur Windmuͤhlen duͤrfen nicht hoͤher, als zu zwei Drittheilen ihres 
atteſtirten Werthes zur Verſicherung angenommen werden, andere Muͤhlen da⸗ 
gegen werden den ubrigen Gebaͤuden glächgeſteüt: 60 

0 


Jahrgang 1853. (Nr. 3846.) Zum 


Ausgegeben zu Berlin den 27. September 1853. 
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Zum F. N. des Reglements. 


Die foͤrmliche Taxe iſt von den Schiedsrichtern mit Zuziehung eines 
Maurer- oder Zimmermeiſters oder eines anderen geeigneten Sachver— 
ſtaͤndigen aufzunehmen. N 


Zum F. 29. 


Fuͤr Windmuͤhlen iſt kuͤnftig vom 1. Januar 1854. ab Ein Prozent der 
Verſicherungsſumme an ordentlichen Beitraͤgen jaͤhrlich zu entrichten. uͤhlen⸗ 
beſitzer, die ſich dieſem erhoͤheten Beitrage nicht unterwerfen wollen, konnen aus 
der Sozietaͤt mit der Windmuͤhle austreten, in welchem Falle ſie mit ihren 
Wohn⸗ und Wirthſchaftsgebaͤuden nur alsdann, wenn die Muͤhle iſolirt liegt, 
in der Sozietät verbleiben duͤrfen. 


Zum F. 30. 


Wenn in einem Jahre die ordentlichen Beitraͤge zur Erfuͤllung der der 
Sozietät obliegenden Verpflichtungen nicht hinreichen, fo ſind zunaͤchſt die in 
dieſem Jahre aufkommenden Zinſen des aus den Fee und 
deren Zinſen gebildeten Kapitals zur Deckung des Beduͤrfniſſes zu verwenden. 


l Zum Zuſatze zu $. 35. 


Nach Ablauf von fünf Jahren, alſo nach der Rechnungslegung für das 
Jahr 1857., inſofern nicht früher dazu Veranlaſſung vorhanden iſt, ſoll eine 
neue Reviſion des Reglements vorgenommen, und die Frage uͤber ein Zuſam⸗ 
mentreten der Feuerſozietaͤten der landſchaftlich nicht aſſoziationsfaͤhigen Grund⸗ 
beſitzer in den Regierungsbezirken Koͤnigsberg und Gumbinnen von Neuem in 
Berathung gezogen werden. 


Zum F. 43. b. 


Diejenigen, welche Wiederherſtellung ihrer beim Loͤſchen des Feuers ge⸗ 
brauchten und beſchadigten Druckſpritzen auf Koſten der Sozietät verlangen 
wollen, muͤſſen die Beschädigung ſofort nach der Daͤmpfung des Feuers auf 
der Brandſtelle oder, wenn ſich dieſelbe erſt auf der Rückfahrt ereignet hat, 
ſpateſtens innerhalb acht Tagen dem Ortsvorſtande oder Feuerloͤſch-Kommiſſa⸗ 
rius anzeigen. Die Ortsvorſtaͤnde oder Feuerloͤſch-Kommiſſarien ſind verpflichtet, 
die angezeigte Beſchaͤdigung zu beſichtigen und uͤber den Befund eine glaub⸗ 
hafte Beſcheinigung auszu ellen. 


Zum Zuſatze zu F. 64. b. 
Eine Verlängerung der im Zuſatze zu H. 64. b. beſtimmten mann 
ri 


ie 
Friſt kann nach Anhörung des Bezirkskommiſſarius von der Direktion be⸗ 
willigt werden. 
Zum $. 73. des Reglements. 


Bezirkskommiſſarien, welche ihre Pflichten vernachläffigen oder verletzen, 
Önnen nach vorgaͤngiger Unterſuchung mit Zuſtimmung der Rechnungs-Depu⸗ 
tirfen von der Direktion aus ihrem Amte entfernt, und duͤrfen alsdann nicht 
wieder gewaͤhlt werden. 


Zum F. 80. 
Die Bezirkskommiſſarien erhalten künftig außer den Diaͤten zu baaren 


Auslagen an Schreibmaterialien, Botenlohn de. jahrlich ein Pauſchquantum 
von vier Thalern aus dem H. 84. erwaͤhnten Dispoſitionsquantum. 


Gegeben Putbus, den 22. Auguſt 1853. 


(L S.) Friedrich Wilhelm. 


Fuͤr den Miniſter des Innern: 
v. Manteuffel. 
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(Nr. 3847.) Verordnung über einige Aenderungen des Reglements für die Feuerſozietaͤt der 
ſaͤmmtlichen Staͤdte des Regierungsbezirks Gumbinnen vom 29. April 
1838. und der Zuſatz-Verordnung vom 14. November 1845. Vom 
22. Auguſt 1853. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


Nachdem in Folge des Zuſatzes zum F. 40. des Reglements fuͤr die 
Feuerſozietaͤt der ſaͤmmtlichen Städte des Regierungsbezirks Gumbinnen vom 
29. April 1838. in der Verordnung vom 14. November 1845. (Geſetz⸗Samm⸗ 
lung Seite 740.) eine neue Reglements-Reviſion mit Zuziehung von Deputirten 
der betheiligten Städte ſtattgefunden hat, auch die Prooinziallandtags-Ver⸗ 
ſammlung der Provinz Preußen darüber gehoͤrt worden, verordnen Wir auf 
den Antrag Unſeres Miniſters des Innern unter Aufhebung der enfgegenftehen- 
den Beſtimmungen des Reglements und der Verordnung vom 14. November 
1845. Folgendes: 5 


Zu den $$. 19. und 70. des Reglements. 


Fuͤr Gebäude, welche im erſten Semeſter eingegangen find und im Ka⸗ 
taſter gelöfcht werden muͤſſen, oder welche im erſten Semeſter gaͤnzlich abge⸗ 
brannt ſind und von deren Wiederherſtellung dispenſirt wird, ſollen vom kuͤnf⸗ 
tigen Jahre ab die Beitraͤge nicht fuͤr das ganze laufende Jahr, ſondern nur 
fuͤr das erſte Semeſter verlangt werden. 


Zum $. 35. 


Apotheken mit maſſiven Umfaſſungswaͤnden und maſſiver oder Metall⸗ 
bedachung, in denen ſich das Laboratorium in gewoͤlbtem Kellerraume befindet 
und nur zu Zwecken des Apothekers, nicht aber zur Anfertigung chemiſcher 
Präparate gebraucht wird, find in die zweite Klaſſe einzufchägen, wenn die 
„ und die Rechnungs-Reviſoren keine Bedenken dagegen 

aben. 


Zum Zuſatze zu $. 40. 


Nach Verlauf von fünf Jahren, wenn die Verhaͤltniſſe es nicht ſchon 
früher erforderlich machen, foll eine neue Revifion des Reglements vorgenommen 
werden. N 

Zum Zuſatze zu H. 104. 


Fur die Reviſion der Rechnung ſollen kuͤnftig nicht zwei, ſondern drei 
- “ Des 


. 


Deputirte, und zwar nicht, wie bisher, fondern von den zur Revi 
i p iſion des Re⸗ 
glements gewaͤhlten Deputirten durch Stimmenmehrheit — werden. ) 

Von dem Rechnungsreviſions⸗Protokoll der Reviſoren wird den Magie 
firäten eine Abſchrift zur Mittheilung an die Affoziirten zugeftellt, und ſtatt des 
ſummariſchen Inhalts der Rechnung kuͤnftig ein vollſtaͤndiger Rechnungsextrakt 
durch das Amtsblatt bekannt gemacht. a 


* 


Zum F. 6. des Reglements und zum Zuſatze zu $. 128. 


Zaͤune und Bewaͤhrungen können künftig zum vollen Werthe verſichert 
werden. Die maſſiven oder metallenen Zaͤnne und Bewaͤhrungen ſind zur 
Aan, die aus Fachwerk oder Holz erbauten zur dritten Klaſſe einzuſchaͤtzen. 
Sind fie nicht verſichert, fo werden Beſchaͤdigungen an denſelben nach dem 
Zuſatze zum F. 128. der Verordnung vom 14. November 1845. verguͤtet. 


Gegeben Putbus, den 22. Auguſt 1853. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Fuͤr den Miniſter des Innern: 
v. Manteuffel. 


(Nr. 3847-3848.) (Nr, 3848.) 
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(Nr. 3848.) Revidirtes Reglement fir die Feuerſozietaͤt der Städte des Regierungsbezirks 
Koͤnigsberg mit Ausnahme der Staͤdte Koͤnigsberg und Memel. Vom 
22. Auguſt 1853. | { 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ar. 


haben das Reglement fuͤr die Feuerſozietaͤt der ſaͤmmtlichen Staͤdte des Regie— 
rungsbezirks Königsberg mit Ausſchluß der Stadt Königsberg vom 29. April 
1838. und die Verordnung über mehrere Abaͤnderungen und Ergaͤnzungen def: 
ſelben vom 14. November 1845., nachdem auf Grund des Zuſatzes der letz⸗ 
teren zum $. 40. des Reglements eine neue Reviſion deſſelben mit Zuziehung 
von Deputirten der betheiligten Staͤdte ſtattgefunden hat, auch die Provinzial⸗ 
landtags-Verſammlung der Provinz Preußen daruͤber gehoͤrt worden, einer 
Reviſion unterwerfen laſſen, und an Stelle des erwaͤhnten Reglements und der 
Zufäge zu demſelben in der Verordnung vom 14. November 1845. das gegen— 
wartige revidirte Reglement zu erlaſſen beſchloſſen. 

Ri verordnen demnach, auf den Antrag Unſers Miniſters des Innern, 
was folgt: . 


H. 1. 


Allgemeine Gegenwaͤrtige Feuerſozietaͤt umfaßt die ſaͤmmtlichen Staͤdte des Regie⸗ 

efimmungen. rungsbezirks Königsberg mit Ausnahme der Städte Königsberg und Memel. 
Für jene Städte foll nur dieſe Eine öffentliche Sozietät beſtehen. 

Der Zweck der Sozietät iſt auf gegenfeitige Verſicherung von Gebäuden 

gegen Feuersgefahr gerichtet, und wird alſo die Gefahr dergeſtalt gemeinſchaft⸗ 
lich übernommen, daß ſich jeder Theilnehmer zugleich in dem Rechtsverhaͤltniſſe 
eines Verſicherers und eines Verſicherten befindet, als Verſicherer jedoch nur 
mit den ihm nach dem gegenwaͤrtigen Reglement pro rata ſeiner Verſicherungs— 
ſumme obliegenden Beitraͤgen verhaftet iſt. 


H. 2. 


Privatvereine zu dem Zwecke, daß ſich Nachbarn unter einander mit 
Huͤlfsfuhren, Stroh, Holz und dergleichen nicht umf onſt, ſondern gegen Bezah— 
lung eines angemeſſenen A Preiſes unterſtuͤtzen, und daß es in 
jedem einzelnen Falle in der Brandbeſchaͤdigten Wahl ſteht, von dieſer Unter: 
ſtͤtzung ganz oder zum Theil oder gar nicht Gebrauch zu machen, koͤnnen fort⸗ 
beſtehen, auch kuͤnftig errichtet werden; ſie koͤnnen jedoch die Rechte moraliſcher 
Perſonen nicht in Anſpruch nehmen, ſtehen unter Aufſicht Unſerer Regierung 
und muͤſſen ihre Statuten zur Reviſion und Genehmigung dem Oberpraͤſiden⸗ 
ten einreichen, der auch die Anordnung zu treffen hat, daß ihr Daſein und 
ihre Leiſtungen der Feuerſozietaͤt, bei welcher die Gebaͤude verſichert ſtehen, zu 
gehoͤriger Zeit bekannt werden. = 
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b. 3. 


Die Verhandlungen Behufs Verwaltung der Staͤdte⸗Feuerſozietaͤts⸗-An⸗ 
gelegenheiten in dem er Königsberg, die darauf bezuͤgliche Kor⸗ 
reſpondenz zwiſchen den? ehoͤrden und Mitgliedern der Sozietät, die amtlichen 
Atteſte fuͤr die Verſicherungen und die Quittungen uͤber empfangene Brand⸗ 
entſchaͤdigungs⸗Zahlung aus der Sozietaͤtskaſſe find vom tarifmaͤßigen Stempel 
und von Sporteln in bisheriger Art entbunden. 

Bei Prozeſſen Namens der Sozietät ſind diejenigen Stempel, deren 
Bezahlung ihr obliegt, außer Anſatz zu laſſen, ebenſo die ihr zur Laſt fallen⸗ 
den Gerichtskoſten mit Ausnahme der Kopialien, Botengebuͤhren und ſonſtigen 
baaren Auslagen. din“ 

Zu Verträgen mit einer ſtempelpflichtigen Partei iſt der tarifmaͤßige Stem⸗ 
pel in dem halben Betrage, zu den Nebeneremplaren aber der Stempel beglau⸗ 
bigter Abſchriften zu verwenden. 


§. 4. 


Ebenſo ſoll ihr die Portofreiheit in Abſicht aller mit dem Vermerk 
„Feuerſo ietätsſache“ verſehenen und mit öffentlichem Siegel verſchloſſenen Be⸗ 
richte, Gelder und Packete zuſtehen, die in Feuerſozietaͤts-Angelegenheiten zwi⸗ 
ſchen den Behörden hin- und hergeſandt werden. Privatperſonen und einzelne 
Intereſſenten aber müffen ihre Briefe an die Feuerſozietäts⸗Behoͤrden fran iren, 
und kommt ihnen und den an ſie ergehenden unfrankirten Antworten die Porto⸗ 
freiheit nicht zu ſtatten. 


H. 5. 


Die Sozietät darf zur Verſicherung gegen Feuersgefahr nur Gebäude, ) Aufnapme- 
und zwar nur ſolche Gebäude aufnehmen, die innerhalb derjenigen ftädtifchen ne 
Gemeindebezirke belegen find, auf welche fich ihr Verband erſtreckt. f 


H. 6. 


In dieſer Beſchraͤnkung gilt zwar die Regel, daß Gebaͤude aller Art 
00 ee ihrer Einrichtung und Beftimmung zur Aufnahme geeignet 
ind; jedoch ſollen | 
Pulvermühlen und Pulverniederlagen, 
Glas- und Schmelzhütten, 


Brachſtuben, 
Schmieden, Eiſen⸗- und Kupferhaͤmmer ohne Bedachung von Stein 
oder Metall, 


(Nr, 3818.) Glocken⸗ 
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Glockengießhaͤuſer und beſonders gebaute Laboratorien der Apotheker, 
welche nicht allein zum Zwecke der Apotheke dienen, 
wegen allzugroßer Feuergefaͤhrlichkeit gar nicht aufgenommen werden duͤrfen. 
Solche Laboratorien, die nur zum Zwecke des Apothekers dienen, koͤnnen 
aufgenommen werden, jedoch nur mit einem Zuſchlage von einem Sechstheil 
Prozent zu dem ſonſt in Anwendung kommenden Beitragsſatze. 


H. 7. 


Salzkothen, Spiegelfabriken, Zuckerſiedereien, Cichorienfabriken, Spinne⸗ 
reien in Schaaf- oder Baumwolle, . Aſchbrennereien, Seifenſiedereien, 
Branntweinbrennerei- und Brauereigebaͤude, worin Dampfmaſchinen, und Thea⸗ 
ter, find zwar aufnahmefähig, jedoch nur gegen einen Zuſchlag zu den nach 
Maaßgabe ihrer Bauart fonft von ihnen zu entrichtenden Klaſſenſaͤtzen, welcher 
vorlaͤufig auf ein Sechstheil Prozent feſtgeſetzt wird. 

Windmuͤhlen werden nur mit zwei Drittheilen ihres jedesmal durch 
ſpezielle Taxe nachzuweiſenden Werths aufgenommen, und haben einen Zufchlag 
von einem Drittheil Prozent zu entrichten. 


7 $. 8. 


ö Die Beſtimmungen der $$. 6, und 7. beziehen ſich jedoch nicht auf die 
Wohn⸗ und Wirthſchaftsgebaͤude der Beſitzer ſolcher Fabriken oder Anſtalten 
und ihrer Arbeiter und Werkleute, inſofern dieſelben mit den vorgedachten 
Gebaͤuden in keinem unmittelbaren Zuſammenhange ſtehen. 


H. 9. 


Jedes Gebaͤude muß einzeln und alſo jedes abgeſonderte Neben- oder 
Hintergebaͤude beſonders verſichert werden. 


H. 10. 


3) Beitritts Mit Ausnahme der in den §§. 6. und 7. gedachten Gebäude muß jedes 
plichtigkeit der innerhalb der Kommunalbezirke der zum Sk töverbande gehörigen Staͤdte 
Teilnehmer helegene, unbedingt aufnahmefähige Gebäude bei der Staͤdte-⸗Feuerſozietäͤt ver- 

ſichert werden, worauf die Magiſtraͤte von Amtswegen zu ſehen und zu hal— 
ten haben. 


$. 11. 


Es iſt alſo innerhalb dieſer Begrenzung keinem Beſitzer eines ſolchen 
Gebäudes ($. 10.) geſtattet, daſſelbe unverſichert zu laſſen, noch weniger dafuͤr 
irgend anderswo, als bei der ſtaͤdtiſchen Feuerſozietaͤt, mit Ausnahme der im 
H. 2. erwaͤhnten Privatvereine, Verſicherung zu nehmen. 


§. 12. 


er ae 


H. 12. 


Findet ſich zu irgend einer Zeit, daß ein ſolches Gebäude (H. 10.) dieſer 
Beſtimmung entgegen (F. 11.) unverſichert gelaſſen iſt, ſo muß der Beſitzer 
den vierfachen Betrag der Beiträge, welche er nach Maaßgabe der in den HH. 20. 
und 21. beſtimmten Hoͤhe der Verſicherungsſumme hätte entrichten muͤſſen, als 
Strafe zur Staͤdte-Feuerſozietaͤtskaſſe einzahlen. 


$. 43; 


„Dieſer Strafbeitrag wird von dem Anfange des Jahres an, von welchem 
ab die Verſicherung hätte genommen werden ſollen, bis zu Ende des Jahres, 
in welchem dieſelbe nachträglich genommen, oder anderweitig die Entdeckung 
der unterlaſſenen Verſicherung erfolgt iſt, jedoch nicht über den Zeitraum von 
fünf Jahren hinaus berechnet. 


$. 14. 


Dagegen wird zwar die Feuersgefahr im Falle des H. 12. von der So⸗ 
zietät von Anfang an (H. 13.) mit übernommen; es muß aber der Beitrag 
vom Anfange des Jahres an, von welchem ab die Verſicherung haͤtte genommen 
werden ſollen, noch außer den Strafbeitraͤgen ($$- 12. und 13.) geleiſtet werden. 


H. 15. 


Sowohl die Nachzahlung der Beiträge (F. 14.) als auch die Strafe des 
vierfachen Betrages (J. 12.) muß derjenige entrichten, welcher zur Zeit der 
Entdeckung der Kontravention Eigenthuͤmer des unverſichert gelaſſenen Gebaͤudes 
5 s des Regreſſes an ſeine Vorbeſitzer, ſoweit dieſer geſetzlich 
zulaͤſſig iſt. 


$. 16. 


Diejenigen zum Staͤdte⸗Feuerſozietaͤtsverbande gehörigen Sozietätsver⸗ 
wandten, welche der Beſtimmung des H. 11. entgegen, gleichviel, ob allein, oder 
nur nebenher, irgend anderswo, mit Ausnahme der im H. 2. erwähnten Privat: 
vereine, entweder ganz oder zum Theil Verſicherung nehmen, ſollen in dem Falle, 
daß die Entdeckung vor einem Brandungluͤck erfolgt, außer dem ſofortigen 
zwangsweiſen Austritt aus der freinden Geſellſchaft, mit einer Geldbuße von 
fünf bis funfzig Thalern, in dem Falle aber, daß die Entdeckung der Kon⸗ 
travention erft nach eingetretene Brande geſchieht, überdies noch mit dem Ver⸗ 
luſte reſp. der Verſicherungsſumme, oder der Verſicherungsſummen, ſobald und 
ſoweit ſie uͤber den im H. 20. beſtimmten Verſicherungswerth; hinausgeht, oder 
reſp. hinausgehen, beſtraft und die Geldbuße ſoll Bu Kaſſe der Staͤdte-Feuer⸗ 
ſozietaͤt, die den Verſicherungswerth uͤberſteigende Summe aber zur Hälfte für 
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die Staͤdte⸗Feuerſozietaͤtskaſſe und zur anderen Hälfte für den Provinzial-Land⸗ 
armenfonds eingezogen werden. 

Die Sozietaͤtsdirektion iſt auch verpflichtet, den Fall zur näheren Beſtim— 
mung daruͤber, ob Grund zur Kriminalunterſuchung wegen intendirten Betrugs 
vorhanden ſei, dem kompetenten Gerichte von Amtswegen anzuzeigen. 


$. 17. 


Von der Verpflichtung zur Verſicherung bei dieſer Sozietaͤt bleiben die 
im Gemeindebezirke der aſſozürten Staͤdte gelegenen, dem Staate gehoͤrigen 
Gebäude ausgeſchloſſen, jedoch ſollen dieſelben, wenn uͤberhaupt ihre Verſicherung 
von der betreffenden Verwaltungsbehoͤrde fuͤr gut befunden und von dem be— 
treffenden Königlichen Miniſterium nicht ein Anderes genehmigt wird, bei der 
Staͤdte⸗Feuerſozietaͤt verſichert werden. 


H. 18. 


Auch ſteht im Uebrigen zwar Jedem frei, ſeine nicht aufnahmepflichtigen 
Gebäude (F. 10.) nach Gutbefinden irgend anderswo, als bei der Städte-Feuer- 
ſozietaͤt gegen Feuersgefahr zu verſichern, kein ſolches Gebaͤude aber, welches 
anderswo (mit Ausnahme der im H. 2. erwähnten Privatvereine) ſchon ver— 
ſichert ift, kann bei der Staͤdte-Feuerſozietaͤt weder ganz noch zum Theil auf: 
— und kein dergleichen Gebäude, welches bei der Städte-Feuerſozietät 

ereits verſichert iſt, darf auf irgend eine andere Weiſe nochmals, es ſei ganz 
oder zum Theil, verſichert werden. 

Findet ſich zu irgend einer Zeit, daß ein ſolches Gebaͤude dieſer Beſtim— 
mung entgegen noch anderswo verſichert iſt, ſo wird daſſelbe nicht allein in 
den Kataſtern der Staͤdte⸗Feuerſozietaͤt ſofort gelöfcht, ſondern es iſt auch der 
Eigenthuͤmer im Fall eines Brandungluͤcks der ihm ſonſt aus derſelben au 
kommenden Brandverguͤtung verluſtig, ohne daß gleichwohl ſeine Verbindlichkeit 
zu allen Feuerkaſſenbeitraͤgen bis zum Ablauf des Jahres, in welchem die 
Ausſchließung erfolgt, eine Abaͤnderung erleidet, und die Sozietaͤtsdirektion iſt 
uͤberdies verpflichtet, den Fall zur naͤheren Beſtimmung daruͤber, ob Grund zur 
Kriminalunterſuchung wegen intendirten Betruges vorhanden ſei, dem kompe— 
tenten Gerichte von Amtswegen anzuzeigen. J 


9.19. 


4) Zeit des Der Eintritt in die Sozietaͤt, mit den davon abhaͤngenden rechtlichen 
Eintrüks. Wirkungen, ſowie eine Erhöhung der Verſicherungsſumme, ſoweit ſolche zulaͤſſig 
iſt, findet regelmäßig, wenn nicht ein Anderes ausdruͤcklich in Antrag gebracht 

wird, jährlich zweimal, nämlich mit dem Tagesbeginn des 1. Januar und des 

1. Juli jedes Jahres ſtatt. Doch iſt beides auch zu jeder andern Zeit geſtattet, 

wenn darum unter der ausdrücklichen Verpflichtung, den vollen Betrag der 
ordentlichen ſowohl als der außerordentlichen Beitraͤge fuͤr das laufende Halb— 

jahr entrichten zu wollen, nachgeſucht wird. In dieſem Falle beginnt die a 

iche 
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liche Guͤltigkeit der Verſicherung reſp. Erhoͤhung ſchon von der Mitternachts⸗ 
ſtunde an, welche auf den Tag folgt, an welchem der nach den Beſtimmungen 
dieſes Reglements vollſtaͤndig eingerichtete und begründete Berſicherungsantrag 
von dem Magiſtrate unter der Adreſſe der Direktion zur Poſt gegeben worden 
iſt. Auch wenn die Direktion noch Ausſtellungen in Betreff der Höhe der Vers 
ſicherungsſumme zu machen haben ſollte, iſt die Verſicherung reſp. Erhoͤhung 
nichtsdeſtoweniger von dem gedachten Zeitpunkte ab gültig, jedoch nur auf dies 
jenige Summe, welche reglementsmaͤßig hat beſtaͤtigt werden konnen. 

Wenn ein Gebäude, welches eingegangen ift, im Kataſter gelocht werden 
muß, ſo ſind die Beitraͤge bis zum Ende des laufenden Halbjahres zu ent— 
richten. Bei Herunterſetzung der Verſicherungsſumme find die Beitraͤge für das 
laufende Jahr unverkuͤrzt zu zahlen. 


H. 20. 


. Die Verſicherungsſumme darf den uͤberall in den Schranken eines Mi- 8) Hohe der 
nimums zu haltenden gemeinen Werth derjenigen Theile des verſicherten Ge— mer 
baͤudes, welche durch Feuer zerſtoͤrt oder beſchaͤdigt werden konnen, alſo mit 
Ausſchluß der Fundamente, nicht uͤberſteigen. | 


$.-21, 


Auf Hoͤhe dieſes Werths (. 20.) ſoll aber in der Regel jedes Gebaͤude 
bei der Sozietät verſichert werden; nur muß die Verſicherungsſumme in Be⸗ 
trägen, welche durch die Zahl zehn theilbar find, abgerundet und in Preußiſchem 
Silberkurant ausgedruͤckt ſein. 


H. 22. 


Der im H. 20. angeordneten Beſchränkung iſt fortan auch Jeder, der ſeine 
nicht aufnahmepflichtigen Gebäude (F. 10.) anderswo als bei der Staͤdte⸗ 
Feuerſozietaͤt verſichern laßt (F. 18.), unterworfen, dergeſtalt, daß jede höhere 
Verſicherung unzuläffig iſt. Jedes Zuwiderhandeln von Seiten eines Verſicher⸗ 
ten foll, außer der Zuruückfuͤhrung der Verſicherungsſumme auf den tm F. 20. 
beſimmten Werlh, mit einer zur Städte-⸗Feuerſozietctskaſſe fließenden Geldbuße 
von fünf bis funfzig Thalern, wenn der Kontraventionsfall vor einem Brande 
entdeckt wird, jonft aber, wenn die Entdeckung der Ueberſchreitung erſt nach 
dem Brande geſchieht, neben jener Geldbuße mit dem Verluſte der Verſiche⸗ 
rungsſumme, ſoweit ſie über den im F. 20, beſtimmten Verſicherungswerth hin⸗ 
ausgeht, welche zur Hälfte dem Städte- Feuerſoziekätskonds und zur anderen 
Haͤlfte dem Provinzial⸗Landarmenfonds zufallt, befiraft werden. 8 


§. 23. Ei 


Eine foͤrmliche Taxe des durch Feuer zerftörbaren Theils der zu ver— 
ſichernden Gebaͤude wird in der Regel nicht erfordert, ſondern es genügt an 
(Nr. 3848.) 5 106 einer 
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einer moͤglichſt genauen und getreuen Beſchreibung eines jeden einzelnen Ge— 
baͤudes, welches verſichert werden ſoll. ' 


F. 24. 


Damit aber dieſe Beſchreibungen zweckmaͤßig und gleichförmig werden, 
b we N A 2 . u ace Ron 
Damit aber dieſe Beſchreibungen zweckmaͤßig und gleichfoͤrmig werben ala 


muͤſſen ſie nach dem hier beigefuͤgten Schema eingerichtet, und dieſe Schemata fee 

durch den Magiſtrat jedem Intereſſenten auf Begehr in ſo vielen leer gelaſſe⸗ 

nen und zur Ausfüllun: geeigneten Exemplaren, als er bedarf, auf Koſten der zllt 

Sozietät gratis zugeſtellt, oder aber danach auf Antrag des Intereſſenten und 

nach deſſen Angaben die noͤthigen Schemata durch den Magiſtrat ausgefüllt 
$. 25. 


Die Beſchreibung jedes Gebaͤudes muß in zwei Exemplaren von dem 
Beſitzer in geſetzlicher Form vollzogen, dieſe Vollziehung von dem Magiſtrate 
beglaubigt und zugleich von letzterem das pflichtmaͤßige Atteſt beigefügt, fein, 
daß die Beſchreibung nach dem vom Magiſtrate eingenommenen Augenſchein im 
Weſentlichen richtig ſei, auch die in derſelben begehrte Verſicherungsſumme den 
desfalls gegebenen Beſtimmungen ($$. 20. und 21.) nach den im F. 27. aufs 
geſtellten Begriffen muthmaaßlich entſpreche. 


$. 20. 


Nur wenn der — dieſes Atteſt zu ertheilen Bedenken trägt, und 

der Eigenthuͤmer des Gebaͤudes auf deſſen Vorhaltung die Verſicherungsſumme 

nicht ſo weit, daß demſelben kein Bedenken weiter uͤbrig bleibt, herabzuſetzen 

Fo zu erhöhen gemeint iſt, tritt die Nothwendigkeit einer Taxirung des Ge— 
udes ein. 


$. 27. 


In ſolchem Falle muß entweder von einem vereideten Baubeamten oder 
von zwei zu dieſem Behufe beſonders 1 verpflichtenden ſachverſtaͤndigen Bau— 
handwerkern mit kunſtmaͤßiger Genauigkeit und mit Zuziehung der Ortsobrigkeit 
eine förmliche Taxe zu dem Zwecke und aus dem Geſichtspunkte aufgenommen 
werden, daß dadurch mit Ruͤckſicht auf die ortlichen Materialienpreiſe und bil- 
liger Beruͤckſichtigung des geringeren Preiſes derjenigen Fuhren, Handreichun— 
gen und anderer, keine techniſche Kunſtfertigkeit erfordernden baulichen Arbeiten, 
die der Eigenthuͤmer mit feinem Hausweſen ſelbſt beſtreiten kann, der dermalige 
Werth derjenigen in dem Gebaͤude enthaltenen Baumaterialien und Bauarbeiten 
feſtgeſtellt werde, welche verbrennlich oder ſonſt der Zerſtoͤrung oder Beſchaͤdi⸗ 
gung durch Feuer ausgeſetzt ſind. Alles was nicht durch Feuer verletzt werden 
ann, bleibt alſo dabei ausgeſchloſſen. Der dermalige Werth der Bauarbeiten 
ergiebt ſich bei Gebäuden, die nicht mehr in voͤllig baulichem Zuſtande ſind, 
dadurch, daß deren nach vorſtehenden Beſtimmungen feſtgeſtellter Werth in 

dem⸗ 
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demſelben Verhaͤltniſſe reduzirt wird, in welchem der Materialienwerth in dem 
vorgefundenen Zuſtande zu demjenigen Werthe ſteht, den die Baumaterialien in 
völlig En Zuftande haben würden. 

ei Gebauden, die ſich noch in mittelmäßig baulichem Zuſtande befinden, 
iſt dieſe Reduktion nicht nothwendig. Die Koſten dieſer Abſchaͤtzung werden, 
Falls die Angabe des Eigenthuͤmers zu hoch (H. 20.) oder zu niedrig (F. 21.) 
befunden wird, von dieſem, im entgegengeſetzten Falle aber von der Sozietät 
getragen. 


§. 28. 


Dieſe Taxe muß in einer runden, durch (10.) Fair theilbaren Summe 
Preußiſchen Silberkurants abgeſchloſſen und in zweifacher Ausfertigung vollzo⸗ 
gen werden. Ueber die dadurch feftgeftellte Werthsſumme hinaus, oder unter 


< 


derſelben, iſt ſodann ſchlechterdings keine Verſicherung ſtatthaft. 
ie 


Sowohl bei der von dem Eigenthuͤmer ſelbſt nach SS. 20. ff. beſtimm⸗ 
ten Verſicherungsſumme, als bei der Taxirung iſt auch noch darauf zu achten, 
daß, wenn der Eigenthuͤmer des Gebäudes etwa freies Bauholz zu fordern Bez 
fugniß hat, der Werth deſſelben außer Anſatz bleibe. Dagegen iſt derjenige, 
welcher das freie Bauholz zu liefern hat, zwar nicht verpflichtet, aber zu jeder 
Zeit berechtigt, ſolches beſonders zu verſichern; dies darf jedoch gleichfalls nur 
bei der ſtädtiſchen Feuerſozietaͤt geſchehen. 


$. 30. 


Uebrigens koͤnnen ſo wenig die auf den Grund bloßer Gebaͤudebeſchrei— 
bungen gewählten Verſicherungsſummen, als die blos zum Zwecke der Feuer⸗ 
verſicherung aufgenommenen Taxen jemals zur Grundlage bei öffentlichen oder 
Gemeindeabgaben und Laſten angewendet, und uͤberhaupt wider den Willen des 
Beſitzers jemals zu andern fremdartigen Zwecken benutzt werden. 


H. 31. 


Regelmäßige periodiſche Reviſionen der Verſicherungsſumme oder Taxen, 
um die durch den Verlauf der Zeit erfolgende Veraͤnderung des Werthes der 
verſicherten Gebaͤude im Auge zu behalten, ſind zwar nicht erforderlich. Die 
Sozietät hat aber jederzeit das Recht, ſolche Reviſionen allgemein oder einzeln 
auf ihre Koſten vorzunehmen, von den Eigenthuͤmern neue eſchreibungen bei⸗ 
bringen, und Falls ſich der Eigenthuͤmer der von der Sozietaͤt für nöthig er- 
achteten Herabſetzung oder Erhoͤhung der Verſicherungsſumme weigert, eine 
Taxe aufnehmen und dadurch die Verſicherungsſumme feſtſtellen zu laſſen. 
Namentlich ſind die mit den Feuerverſicherungs- Angelegenheiten beauftragten 
Magiſtraͤte verpflichtet, beim Verfall der Gebaͤude, zumal ſolcher, deren Werth 

(Nr. 2848.) nach 
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nach der Erfahrung ſchnell abzunehmen pflegt, ihr beſonderes Augenmerk darauf 
zu richten, daß die Verſicherungsſumme niemals das Minimum des wirklich 
noch vorhandenen Werths der verſicherten Gebaͤude uͤberſteige. Nicht minder 
iſt der Verſicherte ſelbſt in ſolchen Faͤllen zur Anzeige verpflichtet, und es bleibt, 
wenn ſolche nicht erfolgt iſt, der Sozietaͤt auch nach etwa eingetretenem Brand— 
ungluͤcke der ihrerſeits zu fuͤhrende Nachweis, daß das Gebaͤude weniger werth 
geweſen, vorbehalten, ſo daß dieſelbe, wenn ſie ſolchen fuͤhrt, nur auf die Hoͤhe 
des wirklichen Werths verhaftet bleibt. 


F. 32. 


6) Erhöhung Erhöhungen der bisherigen Verſicherungsſummen, oder Herunterſetzungen 
lebund der derſelben, find nur unter Beobachtung der in den HH. 20. und 21. angeordne⸗ 
Ken erungs: ten Beſchraͤnkungen zuläffig. Der nothwendigen Herunterſetzung der Verſiche— 
ſummt. rungsſumme, welche daraus folgt, daß etwa der Werth des durch Feuer zer— 
ſtoͤrbaren oder unbrauchbar zu machenden Theils des verſicherten Gebaͤudes, 
oder das darnach, oder ſonſt zulaͤſſige Maximum nicht mehr die Hoͤhe der bis— 
herigen Verſicherungsſumme erreicht, muß ſich ein Jeder unterwerfen, und es 
ſteht dagegen fo wenig dem Gebaͤudebeſitzer als einem Dritten (Hypotheken— 
gläubiger oder ſonſtigen Nealberechtigten) ein Widerſpruchsrecht zu. Jedoch 
ſoll davon denjenigen Hypothekenglaͤubigern und ſonſtigen Realberechtigten, welche 
etwa im Kataſter vermerkt ſind, von Amtswegen Kenntniß gegeben werden. 
Die Wirkung dieſer Herunterſetzung tritt ſofort, nachdem ſie feſtgeſtellt iſt, ein, 
jedoch werden die Beitraͤge fuͤr das Jahr, in welchem ſie feſtgeſtellt worden, 
nach der bisherigen Verſicherungsſumme, die Beitraͤge von dem herabgeſetzten 
Verſicherungsbetrage aber erſt vom Anfange des folgenden Jahres ab entrichtet. 


H. 33. 
de. Beitcige Die von den Theilnehmern der Sozietaͤt zu leiſtenden Beiräge werden 
ben and been in ordentliche und außerordentliche unterſchieden, welche beide zur Beſtreitung 


Klaſſiſkation. aller Ausgaben der Sozietaͤtskaſſe beftimmt find. Die ordentlichen Beiträge 
werden nach gewiſſen Prozenten der fuͤr denjenigen Zeitraum, auf welchen fh 
die Beiträge beziehen, kataſtrirten Verficherungsfumme ($. 35. ff.) dem muth⸗ 
maaßlichen alljaͤhrlichen Bedarf gemäß abgemeſſen und ein- für allemal feſtge— 
ſtellt, und muͤſſen ohne beſondere Ausſchreibung eingezahlt werden. 

Außerordentliche Beiträge werden nur dann ausgeſchrieben, wenn die 
Summe der ordentlichen Beiträge zur Erfuͤllung aller der Sozietaͤtskaſſe oblie— 
enden Verbindlichkeiten nicht ausreicht. Die Hoͤhe derſelben ergiebt der Be— 
arf. So weit es thunlich, muſſen dieſelben ſtets in beſtimmten Quoten der 
ordentlichen Beitragsſaͤtze ausgeſchrieben werden. 


F. 34. 


N Die Einzahlung der ordentlichen Beiträge fuͤr das laufende Jahr erfolgt 
in zwei Haͤlften, deren erſte in der Zeit vom 1. Januar bis zum 1. April, de— 
ren zweite in der Zeit vom 1. Juli bis zum t. Oktober zu entrichten iſt. 

5 N Die 


— WM 


Die nach Ablauf diefer Friſten verbliebenen Ruͤckſtaͤnde werden ohne wei⸗ 
tere Verwarnung der Reſtanten und ohne alle Nachſicht erekutiviich beigetrieben. 
Für jeden außerordentlichen Beitrag wird der äußerſte Einzahlungstermin in 
dem Ausſchreiben beſonders beſtimmt, und die nach deſſen Ablauf verbliebenen 
Ruͤckſtaͤnde werden in gleicher Art exekutiviſch eingezogen. 


$. 35. 


„Die Summe des ordentlichen Beitrages beſtimmt ſich fuͤr jedes ver⸗ 
ſicherte Gebaͤude nach der Klaſſe, zu welcher es nach ſeiner Beſchaffenheit und 
dem daraus hervorgehenden Grade feiner Feuergefaͤhrlichkeit gehort. Es ſollen 
nämlich in der ſtaͤdtiſchen Feuerſozietaͤt des Regierungsbezirks Koͤnigsberg vier 
Klaſſen ſtattfinden, und es gehören: 


zur erſten Klaf je maſſive Kirchen mit maſſiver Bedachung, 
zur zweiten Klaſſe alle ſonſtigen maſſiven Gebaͤude, d. h. ſolche, welche 
ganz maſſive Ringmauern und maſſive Bedachung haben, 
zur dritten Klaſſe alle Gebaͤude mit Ringwaͤnden von Fachwerk oder 
Holz mit maffiver Bedachung, 
zur vierten Klaſſe alle uͤbrigen Gebäude ohne maſſive Bedachung, gleich- 
viel, von welcher Bauart dieſelben ſonſt ſein moͤgen. 
Etrohdächer, welche mit Lehm feuerſicher überzogen find, find den maſſiven 
Daͤchern gleich zu achten, und Gebaͤude mit Fachwerksgiebeln, welche jedoch 
von Außen maſſiv verkleidet ſind, ſind, wenn ſie ſonſt zu den ganz maſſiven 
Gebäuden gehören, gleich den letztern in die zweite Klaſſe einzuſchaͤtzen. 


a Gebaͤude, deren Bauart oder Bedachung zum Theil maſſiv, zum Theil 
nicht maſſiv iſt, gehören ganz reſp. in die dritte oder vierte Klaſſe. Dagegen 
ſoll es jedem Beſitzer von ganz oder theilweis maſſiven Gebaͤuden freiſtehen, 
dieselben mit Ausſchluß der Mauern zu verfichern, welche demnächſt bei Er⸗ 
mittelung des zulaͤſſigen Verſicherungswerthes unberuͤckſichtigt bleiben. 


$. 36. 


Hiernach hat uͤber die Klaſſe, in welche ein zur Verſicherung angemel⸗ 
detes Gebaͤude geſtellt werden ſoll, auf das Gutachten des Magiſtrats die So⸗ 
zietätsdirektion zu beſtimmen. Der Magiſtrat hat dem Eigenthuͤmer das Re⸗ 
ſultat ſeines Gutachtens ſogleich, damit der letztere, wenn er es noͤthig findet, 
ſeine Rechte bei der Direktion vor deren Entfeheibung näher ausführen kann, 
hiernaͤchſt aber auch die Entſcheidung der Direktion naher bekannt zu machen. 

Bei dieſer Begutachtung und reſp. Entſcheidung dient die von dem Ge⸗ 
baͤude beigebrachte Beschreibung zur Grundlage und, wenn etwa dieſe wider 
Vermuthen uͤber irgend einen weſentlichen Umſtand keine hinreichende Auskunft 
gaͤbe, ſo kann ſolche von dem Eigenthuͤmer ſelbſt, oder von dem Magiſtrat, 
oder ſonſt nach Gutfinden auf dem kuͤrzeſten Wege erfordert werden. 


(Ne. 3848.) $ 37. 


§. 37. 


Iſt der Eigenthuͤmer mit der Beſtimmung der Sozietaͤtsdirektion zufries 
den, fo hat es dabei fein Bewenden. Will er ſich derſelben aber nicht unters 
werfen, fo ſteht ihm nach feiner Wahl ($. 113.) der Weg des Rekurſes oder 
die Berufung auf ſchiedsrichterliche Entſcheidung zu. 


* 


$. 38. 


Die Beſtimmung der Sozietätsdireftion gilt aber jedenfalls einſtweilen 
dergeſtalt, daß ein davon abweichendes Reſultat des Rekurs- oder reſp. ſchieds⸗ 
richterlichen Verfahrens erſt von dem naͤchſten nach Beendigung deſſelben ein— 
tretenden ordentlichen Eintrittstermin ab (§. 19.) in Wirkſamkeit tritt. 


$. 39. 


Der ordentliche Beitrag wird hiermit fuͤr jede Jahresrate 
in der erſten Klaſſe auf £ Prozent, 


= „ zweiten 4 : 
= = Dritten 5 1 ; 2 
= vierten s 2 z 
von der Verſicherungsſumme beftimmt. 
N $. 40. 


Nach fünf Jahren, wenn die Verhaͤltniſſe es nicht ſchon früher erfor— 
derlich machen, ſoll wiederholt eine allgemeine Reviſion des Reglements, na⸗ 
mentlich eine Reviſion der Klaſſeneintheilung und des Beitragsverhaͤltniſſes der 
verſchiedenen Klaſſen vorgenommen, und hierbei insbeſondere nicht nur uͤber die 
Beibehaltung oder Abſchaffung des Verſicherungszwanges, ſondern auch über 
die Frage von Neuem berathen werden, ob nicht die für jetzt ausgeſetzte Ver⸗ 
einigung mit der Feuerſozietaͤt der Städte des Regierungsbezirks Gumbinnen 
angemeſſen erſcheine. N 

Zu den kuͤnftigen Reglementsreviſionen ſchickt jede aſſozürte Stadt einen 
von den affozüirten Hausbeſitzern aus deren Zahl zu waͤhlenden Deputirten; die 
Reviſion 00 8 mit Zuziehung dieſer Deputirten; dieſelben erhalten fuͤr die 
Dauer dieſes Geſchaͤfts 2 Rthlr. Tagegelder und 15 Sgr. pro Meile Reiſe— 
koſten aus der Sozietaͤtskaſſe. 


H. 41. 


8) Bauliche Wenn waͤhrend der Verſicherungszeit in oder an dem Gebaͤude bauliche 
3 Veraͤnderungen oder Anlagen gemacht werden, welche grundſaͤtzlich die Ver⸗ 
ber Verſtche ſetzung des verſicherten Gebaͤudes in eine andere zu höheren Beiträgen ver— 


rungszeit. pflichtete Klaſſe, oder die Entrichtung von beſonderen Zuſchlaͤgen (§. 7.) u: 
ich 
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ſich ziehen wuͤrden, ſo iſt der Verſicherte verpflichtet, dem betreffenden Magi⸗ 
ſtrate binnen Monatsfriſt davon Anzeige zu machen und ſich der aus den ge⸗ 


7 baulichen Veraͤnderungen etwa folgenden Beitragserhoͤhung zu unter⸗ 
rfen. 


$. 42. 


n Wird die Anzeige nicht binnen Monatsfriſt geleiſtet, ſo muß der Ver⸗ 
ſicherte den vierfachen Betrag der Differenz zwiſchen den geringeren Beitraͤgen, 
welche er entrichtet hat, und den höheren, welche er hätte entrichten ſollen, als 
Strafe zur Sozietaͤtskaſſe einzahlen. 


$. 43. 


a Dieſer Strafbetrag wird von dem Anfange des Jahres an, in welchem 
die Anzeige häfte gemacht werden ſollen, bis zu Ende des Jahres, in welchem 
dieſelbe nachträglich gemacht, oder anderweitig die Entdeckung der vorgenomme⸗ 
nen Veränderung erfolgt iſt, jedoch nicht über den Zeitraum von fünf Jahren 
hinaus berechnet. 


F. 44. 


Dagegen wird zwar die durch die Veraͤnderung erhoͤhete Feuersgefahr 
von der Sozietaͤt von Anfang an mit uͤbernommen, es muß aber, wo eine Ver⸗ 
ſetzung des Gebaͤudes in eine andere zu hoͤheren BIRNEN verpflichtete Klaſſe, 
oder die Entrichtung beſonderer Zuſchläge eintritt, der höhere Beitrag vom An⸗ 
fange des Jahres an, in welchem die Veraͤnderung ſtalkgefunden hat, noch 
außer den Strafbeiträgen ($$. 42. und 43.) geleiftet werden. a 


$. 45. 


Einer foͤrmlichen Abſchaͤtzung des Schadens, welcher an einem bei der 1 Tre ſcha⸗ 
Feuerſozietäͤt verſicherten Gebäude durch Brand entſtanden ift, bedarf es nur, 
wenn der Feuerſchaden partiell geweſen und das Gebäude nicht völlig abge: 
brannt oder zerftört, alſo ein vollſtaͤndiger Neubau nicht erforderlich iſt. 


a F. 46. 


Alsdann hat dieſelbe den Zweck, das Verhältniß zwiſchen demjenigen 
Theil des von der Feuerſozietät verſicherten Bauwerths, welcher durch das 
Feuer und bei deſſen Daͤmpfung vernichtet, und demjenigen, welcher in einem 
brauchbaren Zuſtande geblieben iſt, feſtzuſtellen. 


$. 47. 


Es muß daher ſowohl der Werth der unbeſchaͤdigt gebliebenen Theile, 
Jahrgang 1853. (Nr. 3848.) 107 als 


— 778 — 


als der Betrag derjenigen Koſten ermittelt werden, welcher zur Herſtellung der 
vernichteten oder beſchaͤdigten Theile nach den im $. 27. angegebenen Vor— 
ſchriften erforderlich iſt. Aus den beiden hiernach ermittelten 3 wird 
das Werthsverhaͤltniß der vernichteten oder beſchaͤdigten Theile zu dem ganzen 
verſicherten Objekt feſtgeſtellt. 


H. 48. 


Bei dieſen Ermittelungen dient die der Verſicherung des Gebaͤudes zum 
Grunde liegende Beſchreibung oder Taxe zum Anhalt und es bleibt nach den 
Umſtaͤnden vorbehalten, die etwa mangelhaften Notizen durch den Augenſchein, 
durch Zeugen oder ſonſt zu ergaͤnzen. 


H. 49. 


So wie ein Feuerſchaden eingetreten iſt, muß baldmoͤglichſt und laͤngſtens 
innerhalb acht Tagen nach erfolgter Daͤmpfung des Feuers eine Beſichtigung 
des Schadens durch den Magiſtrat erfolgen. Ueberzeugt ſich derſelbe, daß ein 
Totalſchaden vorliegt, ſo hat derſelbe blos eine Verhandlung aufzunehmen, wo— 
durch dieſes Reſultat feſtgeſtellt wird. Handelt es ſich aber von einer partiellen 
Beſchaͤdigung, fo muͤſſen bei der Schadensbeſichtigung zwei ſachverſtaͤndige Bau— 
handwerker oder ein vereideter Baubeamter zugezogen und von dieſen die Ab— 
ſchaͤtzung des Schadens nach H. 46. bis 48. fofort an Ort und Stelle vor: 
genommen und zum Protokoll erklaͤrt werden. 


In beiden Fallen iſt auch der Beſchaͤdigte felbft bei der Verhandlung 
zuzuziehen und mit ſeiner Erklaͤrung zum Protokoll zu vernehmen. 


Die zugezogenen Sachverſtaͤndigen werden jedesmal mit dem Geſichts— 
punkte, wonach ihr ſachkundiges Urtheil begehrt wird, zuvor genau bekannt ge— 
macht und, wenn fie nicht ſchon ein⸗ für allemal vereidet find, zu der Handlung 
durch Handſchlag beſonders verpflichtet. N 


$. 50. * 


Bei dieſer Verhandlung muß ſogleich von Amtswegen Alles, was uͤber 
die Entſtehung und erſte Entdeckung des Feuers, deſſen Ausbreitung, die Daͤm⸗ 
pfung deſſelben, die zuerſt angekommenen Spritzen und anderen Löfchungshülfen 
und uͤber ſonſtige, die Sozietaͤt nach Inhalt des gegenwärtigen Reglements an⸗ 
gehende Gegenftände bekannt iſt, 1 1 zu Protokoll verzeichnet und Jeder, 
der durch den Brand beſchaͤdigt iſt, daruber, ob, wo, und wie hoch er — ſei es 
fein Immobiliar⸗ oder Mobiliarvermoͤgen — gegen Bae verſichert habe, um⸗ 
ſtaͤndlich vernommen werden. Die bei der ganzen Verhandlung etwa vorkom— 
menden Koſten uͤbernimmt die Sozietät, 


$. 51. 


b. 51. 


Die Brandſchadenverguͤtung wird für alle Beſchaͤdigung des verſicherten 10) Auszafs 
Gebaͤudes durch Feuer geleiſtet, ohne daß die Art und der Grund der Entſte⸗ Seas m 
hung des Feuers, es beruhe in hoͤherer Macht, Zufall, Bosheit oder Muthz Vergütungs⸗ 
willen, dabei einen Unterſchied macht. gelder. 


H. 52. 


Die Sozietät hat jedoch, falls gegen den Verſicherten wegen Verdachts 
der vorfäßlichen oder mit feinem Wiſſen und Willen, oder auf fein Geheiß von 
einem Dritten verurſachten Brandſtiftung eine gerichtliche Unterſuchung einge⸗ 
leitet iſt, nicht eher die Verpflichtung, die Brandſchadenverguͤtung — in jedem 
Falle ohne Verzugs zinſen — zu zahlen, bis das Erkenntniß rechtskraͤftig ge- 
worden und in demſelben das Nichtſchuldig ausgeſprochen iſt. 


$. 52 a. 


Jeder Hppothekenglaͤubiger, für deſſen Forderung ein bei der Sozietät 
verſichertes Gebaͤude verhaftet iſt, ſoll, wofern er ſich ſolches ausbedungen hat, 
oder des Schuldners ausdrückliche Genehmigung dazu. beibringt, berechtigt fein, 
fein Hypothekenrecht im e vermerken zu laſſen, und es iſt 
alsdann die kataſterfuͤhrende Behörde verbunden, nicht allein dieſen Vermerk zu 
machen, ſondern auch die geſchehene Eintragung deſſelben auf dem Schuldinſtru⸗ 
mente zu beſcheinigen. Ein ſolcher Vermerk kann alsdann nicht anders geloͤſcht 
werden, als wenn der Beweis uͤber geſchehene Tilgung der Schuld oder die 
ausdruͤckliche Genehmigung des Glaͤubigers beigebracht wird. Vermerke dieſer 
Art ſollen zugleich ſekretirt und die Kataſter nur ſolchen Perſonen vorgelegt 
werden, welche ein Intereſſe zur Einſicht erweiſen koͤnnen. 

Haften auf einem abgebrannten Gebäude ſolche, im Kataſter gehörig 
vermerkte Hypothekenſchulden, ſo ſoll, vorausgeſetzt, daß vorab die fonflige In⸗ 
ſolvenz des Schuldners gehörig erwieſen ift, auch in dem Falle des H. 32. die 
Sozietät den Glaͤubigern für das Kapital ſowohl, als auch für die etwanigen 
rückſtaͤndigen Zinſen inſoweit gerecht werden, als ſolches ohne den Eintritt des 
Verbrechens des Schuldners batte geſchehen muͤſſen. 


g. 59. 


Iſt der Brand entweder durch ein bloßes Verſehen des Verſicherten 
ſelbſt, oder aber von ſeinem Ehegatten, ſeinen Kindern oder Enkeln, oder von ſeinem 
Geſinde, oder von feinen Hausgenoſſen verurſacht worden, jo darf deshalb die 
Zahlung der Brandſchadengelder von Seiten der Sozietät nicht verweigert oder 
vorenthalten werden. Der Sozietät bleibt aber in ſolchen Fällen der Civilan⸗ 
ſpruch auf Ruͤckgewaͤhr nach den allgemeinen Geſetzen inſoweit vorbehalten, 
als dem Verſicherten erſtenfalls in feinen eigenen Handlungen, andernfalls in 
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der hausvaͤterlichen Beaufſichtigung der vorgedachten Perſonen eine grobe Ver: 
ſchuldung (culpa lata) zur Laſt faͤllt. | 


H. 34. 


Ob und inwieweit die Sozietaͤt ſonſt gegen jeden Dritten, welcher den 
Ausbruch des Feuers verſchuldet hat, im Wege des Civilprozeſſes auf Ent⸗ 
ſchaͤdigung klagen koͤnne, wird nach den allgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen 
beurtheilt. Alle Rechte und Anſpruͤche auf Schadenerſatz aber, welche dem 
Verſicherten ſelbſt gegen einen Dritten zuſtehen moͤchten, gehen bis auf den 
Betrag der von der Sozietät geleiſteten Brandſchadenverguͤtung Kraft der Ver: 
ſicherung auf die Sozietät über. 


b. 55. 


Derjenige Schaden, welcher im Kriege durch ein Feuer entſteht, welches, 
gleichviel ob von freundlichen oder feindlichen Truppen nach Kriegsgebrauch, 
d. h. zu Kriegsoperationen oder zur Erreichung militairiſcher Zwecke auf Be— 
fehl eines Heerfuͤhrers oder Offiziers, vorſaͤtzlich erregt worden, wird von der 
Sozietaͤt nicht verguͤtet. 


$. 56. 


Daß ein von kriegfuͤhrenden Truppen vorſaͤtzlich erregtes Feuer zu mili— 
tairiſchen Zwecken und alſo mit kriegsrechtmaͤßigem Vorſatze erregt worden, 
wird im zweifelhaften Falle vermuthet, wenn der Befehl dazu, oder zu ſolchen 
Operationen, wovon . entſtandene Brand eine nothwendige oder mit gewoͤhn— 
lichem Verſtande als wahrſcheinlich vorauszuſehende Folge geweſen, wirklich er— 
theilt worden iſt. 


$. 57. 


Ein folcher Befehl felbft aber kann in Fällen, wo deſſen Wirklichkeit, 
ſei es geradezu oder auch nur aus den erwieſenen begleitenden Umſtaͤnden, nicht 
u erweiſen iſt, nur dann vermuthet werden, wenn die Anzuͤndung eines Ges 
bäudes durch Truppen waͤhrend eines Gefechts, oder auf einem Ruͤckzuge im 
Angeſichte des Gegners, oder während einer Belagerung, oder vor einer ſolchen 
bei Armirung des Platzes geſchehen iſt. 


H. 58. 


Feuerſchaͤden, die im Kriege durch Ruchloſigkeit, Muthwillen oder Bos— 
heit des Militairs und Armeegefolges, oder gar nur auf Veranlaſſung des 
Kriegszuſtandes entſtehen, find von der Verguͤtung durch die Sozietät keines⸗ 
wegs ausgeſchloſſen. 

H. 59. 


Ebenſowenig ſind von dieſer Verguͤtung ſolche Beſchaͤdigungen eh hen 
ude 


baͤude ausgeſchloſſen, welche durch den Blitz, wenn ſolcher nicht gezuͤndet, fon- 
dern nur zertruͤmmert hat, hervorgebracht worden, noch auch ſolche, welche 
einem aſſozürten Gebäude zwar nicht durch das Feuer ſelbſt, aber durch die 
Loͤſchung des Feuers und zum Behuf derſelben, oder um die weitere Verbrei⸗ 
tung des Feuers zu verhüten, z. B. durch ein von kompetenten Perſonen an⸗ 
geordnetes, oder doch nachher als noͤthig oder nuͤtzlich zur Feuerloͤſchung nach⸗ 
gewieſenes Einreißen oder Abwerfen von Waͤnden, Daͤchern u. ſ. w. an dem in 
der Verſicherung begriffenen Theil deſſelben zugefügt find. i 
Schaͤden aber, welche durch Erdbeben, Pulver oder andere Exploſionen, 
oder aͤhnliche Naturereigniſſe verurſacht ſind, werden nur dann verguͤtet, wenn 
(nn Ereigniß Feuer veranlaßt hat und die Schäden ſelbſt alſo Brand⸗ 
en ſind. i 


H. 60. 


Bei Partialſchaͤden erfolgt die Vergütung in derſelben Quote der Ver⸗ 
ſicherungsſumme, als von den verficherten Gebäuden nach F. 47. für abge⸗ 
brannt oder vernichtet erachtet worden. 


$. 61. 


Bei Totalſchaͤden wird die ganze verficherte Summe verguͤtet und auf 
die etwanigen Ueberbleibſel nichts in Abzug gebracht. Vielmehr werden dieſe 
en Eigenthuͤmer zu den Koſten der Schuttaufraͤumung und Planirung uͤber⸗ 
aſſen. 


$. 62, 


Die Auszahlung der Vergütungsgelder erfolgt bei Totaljehäden in zwei 
Raten, und zwar die erſte Haͤlfte baldmoͤglichſt und in wg zwei Monaten 
nach dem Brandſchaden, die zweite aber, fobald das Gebaͤude unter Dach ge⸗ 
bracht und der Nachweis darüber geführt iſt; fie geſchieht durch den Magiſtrat 
unmittelbar an den Beſchaͤdigten gegen eine von dieſem auf die Feuerſozietaͤts⸗ 
kaſſe auszuſtellende Quittung. . 

Findet jedoch die Wiederherſtellung des abgebrannten Gebäudes (F. 73.) 
uberhaupt nicht ſtatt, fo erfolgt die Zahlung in zwei Hälften, die erſte zwei 
Monate, die zweite vier Monate nach dem Brandſchaden. 


$ 63. 


Bei Partialſchaͤden erfolgt die Zahlung gleichfalls in zwei Hälften, die 
erſte laͤngſtens zwei Monate nach vorgefallenem Brandſchaden, die andere 
gleichzeitig oder ſpaͤter, ſobald nämlich der Nachweis geführt wird, daß die 
Wiederherſtellung erfolgt ſei. b N 

H. 64. 


Die Sozietaͤtskaſſe ift verpflichtet, die Zahlung prompt und laͤngſtens in 
(Nr. 3848.) den 


den vorbezeichneten Friſten zu leiſten, vorausgeſetzt, daß dem Verungluͤckten 
nichts entgegenſteht, wovon das gegenwaͤrtige Reglement ſpaͤtere Zaßlungs⸗ 
termine abhangig macht. Findet eine längere Verzögerung der Zahlung ſtatt, 
fo iſt die Sozietät von dieſem Termine ab zu den geſetzlichen Verzugszinſen 
verpflichtet. ö f 

$. 65a. 


Die Zahlung gefchieht in der Regel an den Verſicherten und darunter 
iſt allemal der Eigenthuͤmer des verſicherten Gebaͤudes zu verſtehen, dergeſtalt, 
daß in dem Falle, wenn das Eigenthum des Grundſtucks, worauf das ver- 
ſicherte Gebaͤude ſteht, oder * hat, durch Veraͤußerung, Vererbung, 
u. ſ. w. auf einen Andern uͤbergeht, damit zugleich alle aus dem Verſiche— 
rungsvertrage entſpringenden Rechte und Pflichten fuͤr uͤbertragen geachtet 
werden. l 


$. 630. 


Die Sozietaͤt iſt aber nicht verbunden, ſich nach den Beſitzveraͤnderungen 
zu erkundigen, vielmehr zahlt fie an denjenigen Beſitzer, welchen der Magiſtrat 
auf den Grund des Rataſters als den Beſchaͤdigten angiebt, wenn nicht ein 
Anderer dagegen Einſpruch erhoben hat. 


F. 66. 


Das Intereſſe der hypothekariſchen Glaͤubiger oder anderer Realberech— 
tigten wird dabei nicht von Amtswegen Seitens der Sozietät beachtet, ſondern 
es bleibt jenen ſelbſt uͤberlaſſen, bei eingetretenem Brandunfall in Zeiten 
ben, Ssreililag auf die Verguͤtungsſumme bei dem gehörigen Richter aus⸗ 
zuwirken. 


H. 67. 


Nur wenn und inſoweit ein ſolcher Arreftichlag vor geſchehener Auszah— 
lung der Verguͤtungsgelder eintritt, iſt die Sozietät, verbunden, die Zahlung zu 
dem gerichtlichen Depoſitorio zu leiſten, wo dann die Intereſſenten das Weitere 
unter ſich abzumachen haben. 


g $. 68, 


Kein Realgläubiger hat aber das Recht, aus den Brandvergütungsgel- 
dern wider den Willen des Verſicherten feine Befriedigung zu verlangen, wenn 
und ſoweit dieſelben in die Wiederherſtellung des verſicherken Gebäudes ver— 
wandt worden, oder dieſe Verwendung auch nur auf irgend eine geſetzlich zu— 
laͤſige Weiſe vor dem Hypothekenrichter und nach deſſen Ermeſſen zulaͤnglich 
ſicher geſtellt wird. 


H. 69. 
Stellt hingegen der Verſicherte das Gebaͤude nicht wieder her, ſo hat 8 
el 
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bei den ordentlichen eſetzlichen Vorſchriften, die fich zur Anwendung auf das 
Verhaͤltniß des Verſicherten und ſeiner Realglaͤubiger eignen, ſein Bewenden. 


F. 70. 


Nur wenn ein durch Brand verungluͤckter Theilnehmer von der Wieder⸗ 11) Folge des 
herſtellung eines gaͤnzlich abgebrannten Gebäudes dispenſirt wird (F. 73.), ſchei⸗ ee a 
det er rückſichtlich dieſes Gebäudes aus der Sozietät aus und iſt nur noch zu zug auf den 
den Beiträgen fiir das laufende Halbjahr verbunden (F. 19.). Sonſt aber un⸗ Berchet 
terbricht weder der Total- noch der Partial-Brandſchaden den Verſicherungs- aus der So⸗ 
vertrag, nur muß nach Wiederherſtellung des Gebaͤudes den Erforderniſſen der due bete 
HH. 23. bis 29. von Neuem Genuͤge geleiftet und das Kataſter danach berich- ſtelung des 


ſte 
tigt werden. Gebäudes. 


$. 71. 


Von dem Ablaufe des Jahres an, in welchem der Brandſchaden erfolgt 
iſt, bis zu dem Anfange desjenigen, mit welchem das neu berichtigte Kataſter 
in Wirkung tritt, iſt der durch Brand beſchaͤdigte Theilnehmer von der Bei⸗ 
tragsleiſtung entbunden. j 

Wenn aber inzwiſchen das im Bau begriffene Gebäude, die auf der 
Brandſtelle befindlichen Baumaterialien mit eingeſchloſſen, ein neuer Brandunfall 
trifft, ſo ſoll von der Verguͤtung, welche die Sopierdt auch in dieſem Falle auf 
diejenigen Gegenſtaͤnde, die als bereits in den Bau verwendet, oder zur Bau⸗ 
ſtelle geſchafft und dort vernichtet, beſonders nachgewieſen werden, in dem $$. 47. 
und 60. bezeichneten und nach Maaßgabe des F. 49. feſtzuſtellenden Verhaͤltniſſe 
zu leiſten bat, der Geſammtbetrag der erlaſſenen oder noch zu erlaſſenden Bei: 
träge und zwar nach dem Maaße, wie fie von dem früher abgebrannten Ge⸗ 
baͤude zu leiſten geweſen fein würden, in Abzug gebracht werden. 


$. 72. 


In der Regel hat auch jeder Aſſozürte, welcher ein Gebaͤude durch 
Brand verliert, gegen die Sozietaͤt die Verpflichtung, das abgebrannte Gebaͤude 
auf derſelben Stelle wieder herzuſtellen, und nur unter dieſer Bedingung auf 
die Auszahlung der Verguͤtungsgelder Anſpruch (H. 62. ff.). Indeſſen 
haͤngt dieſer Anſpruch niemals von der Wiederherſtellung eines dem abgebrann⸗ 
ten völlig gleichen Gebäudes ab, ſondern es ift nur erforderlich, daß die Ver⸗ 
guͤtungsgelder lediglich zum Bau verwendet werden. 

Abgebrannte Privargebäube müffen in der Regel binnen fünf Jahren, abge: 
brannte öffentliche Gebaͤude aber binnen zehn Jahren vom Tage des Brandes ab auf 
dem Hypotheken⸗Areale, wozu die Brandſtelle gehört, wieder aufgebaut werden. 
Wird der Wiederaufbau in dieſen Friſten nicht ausgeführt, fo ſoll die Direktion 
der Feuerſozietaͤt berechtigt fein, die Brandſchadenperguͤtung unter befinitiver 
Verausgabung bei ihrer Kaſſe den betreffenden Städten zur weiteren Aſſervi⸗ 
rung und Nutzung mit der Wirkung in Beziehung auf den Empfangsberech⸗ 
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tigten zu uͤberweiſen, daß letzterer ſich ferner nicht mehr an die Sozietät, ſon— 
dern nur an die Kaͤmmerei wegen ſeiner Befriedigung halten, auch von der 
Kaͤmmerei bis dahin, daß ſeine 0 regelmaͤßig zahlbar wird, keine Zin⸗ 
ſenzahlung fordern kann. Inſofern ein abgebranntes Grundſtuͤck noch vor dem 
Ablaufe der obigen Friſten auf Grund des $. 48. Tit. 8. Thl. I. des Allge⸗ 
meinen Landrechts der Kaͤmmerei zugeſchlagen wird, iſt die zu demſelben gehoͤrige 
Brandſchadenverguͤtung ſofort der Kaͤmmerei zur beliebigen Benutzung zu zahlen 
und bei der Sozietaͤtskaſſe definitiv zu verausgaben. 


$. 73. 


Unſere Regierung iſt befugt, die Wiederherſtellung eines abgebrannten 
Gebaͤudes entweder uͤberhaupt, oder auf der alten Bauſtelle aus polizeilichen 
oder anderen hoͤheren Ruͤckſichten zu unterſagen, und in dieſem Falle darf dem 
Beſchaͤdigten die Verguͤtung, ſoweit ſie ihm ſonſt gebuͤhrt, nicht vorenthalten 
werden. Nicht minder bleibt der Regierung vorbehalten, mit derſelben Wirkung 
auch ſchon dann den Abgebrannten auf feinen Antrag vom Wiederaufbau zu 
entbinden, oder ihm den letzteren auf einer anderen Bauſtelle zu geſtatten, wenn 
keine polizeiliche Ruͤckſicht dem entgegenſteht und 32818 nachgewieſen wird, 
daß nicht auf Anlaß der Beſtimmungen des F. 52. dieſes Reglements ein 
Grund zur Vorenthaltung der Brandverguͤtungsgelder vorhanden ſei; in dieſen 
letzteren Faͤllen iſt jedoch die rung an die vorgaͤngige Zuſtimmung des Mas 
giſtrats gebunden, welcher daruͤber zur gutachtlichen Erklaͤrung aufzufordern iſt. 


* 


$. 74. 


12) Beamte Die obere Leitung der Feuerſozietaͤts-Angelegenheiten übernimmt einſtweilen 
ber Sozietat. ferner wie bisher unter der Firma: 
„Feuerſozietaͤts-Direktion“ f 
die Regierung zu Koͤnigsberg, welche ein Mitglied ihres Kollegiums mit der 
ſpeziellen Bearbeitung der Feuerſozietaͤts-Geſchaͤfte zu beauftragen hat. 


$. 75. 


Die Kaſſengeſchaͤfte der Feuerſozietaͤt werden ferner, wie bisher, unter 
ſpezieller Kontrolle der Feuerſozietaͤts-Direktion durch einen beſonderen Rendanten 
verwaltet, welcher von der Feuerſozetats⸗Biettion anzuſtellen iſt. 

Seine Beſoldung, ſowie feine Penſionirung nach den für die unmittel— 
baren Staatsdiener beſtehenden Grundſaͤtzen, erfolgt aus der Sozietaͤtskaſſe. 


H. 76. 


Die Beſoldung des Rendanten für die Kaſſenfuͤhrung ($. 75.) wird auf 
Grund eines Verwaltungskoſten-Etats bewilligt, welchen die Feuerſozietaͤts⸗ 
Direktion aufzuſtellen und der Oberpräfident nach Prüfung durch die zur Rech⸗ 
nungsreviſion gewählten Deputirten (F. 104.) zu genehmigen hat. Zu => 

on⸗ 
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ſonſtigen Buͤreaugeſchaͤften bedient ſich die Feuerſozietaͤts⸗Direktion der zu unent⸗ 
geltlicher Bearbeitung der Staͤdte⸗Feuerſozietäͤts⸗Geſchaͤfte verpflichteten Subal⸗ 
ternen der Regierung. Jedoch ſoll für den Fall, daß die Kraͤfte des der Re⸗ 
gierung uͤberwieſenen Perſonals hierzu nicht ausreichen, zu angemeſſener Remu⸗ 
nerirung von Buͤreaugehuͤlfen, ſowie für andere Buͤreaubeduͤrfniſſe inſoweit, als 
ſonſt dem Staatsfonds Mehrausgaben aufgebuͤrdet werden würden, ein ange⸗ 
meſſenes Dispoſitionsquantum in dem vorgedachten, nach fünf Jahren zu revi⸗ 
direnden (F. 40.) Etat ausgebracht werden. 


. 


Unmittelbar unter der Feuerſozietäͤts⸗Direktion beſorgt in jeder aſſozürten 
Stadt des Regierungsbezirks der Magiſtrat unentgeltlich alle ihm nach dieſem 
Reglement obliegenden Geſchaͤfte der Staͤdte⸗Feuerſozietaͤt in derſelben Art, wie 
die übrigen ſtaͤdtiſchen Angelegenheiten. 


1 2 H. 78. 

Die Einziehung der Beiträge, ſowie die Auszahlung der Brandvergu⸗ 
ens H geſchieht durch die Kämmerei⸗ und reſp. Kommunalkaſſe jeder Stadt 
25 e Verguͤtung. Die ſpezielle Kontrole derſelben liegt dem Ma⸗ 
giſtrat ob. 


H. 19. 2 


Für die Kaſſenbeamten der Städte-⸗Feuerſozietät ($$. 75. und 78.) gel- 
ten, naͤchſt der denſelben etwa zu ertheilenden beſonderen Inſtruktion, die naͤm⸗ 
lichen Vorſchriften, welche allen öffentlichen Kaſſenbeamten ertheilt find. 


$. 80. 


Die Feuerſozietäts⸗Direktion hat für die Regulirung der Kautionen, ſoweit 
ſolche nach den Umſtaͤnden erforderlich erſcheinen, nach Anleitung der dieſerhalb 
beſtehenden allgemeinen Vorſchriften zu ſorgen. ̃ 


H. 81. 


Bei der Sozietätd » Diveftion wird ein Hauptlagerbuch und bei jedem 13) Gefääftes 
Magiſtrat ein beſonderes Ortskataſter geführt, welches alle, das Feuerverſiche— Pe 
rungsgeſchaͤft betreffende Haupthandlungen nachweiſen muß. 

$. 82. 

Damit aus dem Hauptlagerbuche, in Zuſammenſtellung mit den Staͤdte⸗ 
Leeden e end Aae zu jeder Zeit alle das Feuerſozietaͤtsweſen bes 
treffenden Data und Zuſammenſtellungen mit Leichtigkeit und Gleichförmigkeit 
entnommen werden konnen, ſo iſt das Kataſter in zweifacher Ausfertigung, fuͤr 
jede Stadt beſonders und zwar geordnet nach der Reihenfolge der einzelnen 

/ darin belegenen Grundſtücke, nach dem hier beigefügten Formular anzulegen 
und weiter durchzufuͤhren. Die Unikate dieſer Ortskataſter bilden das Stadt⸗ 
lagerbuch, Na aus den der Sozietaͤtsdirektion rechtzeitig einzureichenden 
Duplikaten das Hauptlagerbuch zuſammengeſetzt wird. | 
Jahrgang 1853, (Fr. 3848.) 108 H. 83. 


H. 83. 


Die vorfallenden Veränderungen (Eintreten neuer oder Wegfall bisheri— 
ger Theilnehmer, Erhöhung oder Herunterſetzung der Verſicherungsſumme, ſo— 
weit ſolche ſonſt zuläffig ift ($. 32.), und Verſetzungen aus einer Klaſſe in die 
andere) werden, ſobald ſolche als ftatthaft anerkannt find, in die dazu beſonders 
beſtimmten Kolumnen, ſo lange die Ueberſichtlichkeit des Ganzen es geſtattet, 
nachgetragen, wenn aber dergleichen Veraͤnderungen ſich in einem Ortskataſter 
zu ſehr haͤufen, ſo iſt dann ein neues Ortskataſter in duplo auszufertigen, um 
ſowohl in dem Haupt- als in dem Stadtlagerbuch gleichzeitig an die Stelle 
des alten gebracht zu werden; das alte wird alsdann aus den Buͤchern ent— 
fernt und zu den Akten gebracht. 


H. 84. 


Damit aber immer vollkommene Uebereinſtimmung zwiſchen dem Haupt⸗ 
lagerbuche und den Ortskataſtern erhalten werde, muß jeder Magiſtrat alljaͤhr⸗ 
lch ſogleich nach Berichtigung der Eintragungen und Vermerke, die mit dem 
Anfange des neuen Jahres in Wirkung treten, eine getreue und von ihm be— 
3 Abſchrift aller Veraͤnderungsvermerke, welche ſeit dem Zeitpunkte der 
etzten gleichartigen Berichterſtattung ftattgefunden haben, in duplo an die 
Sozietaͤtsdirektion einſenden, und letztere hat demſelben das Duplikat, mit dem 
Atteſte der Richtigkeit und geſchehenen Uebertragung in das Hauptlagerbuch 
verſehen, binnen laͤngſtens drei Monaten zuruͤckzuſenden. 

f $. 85. 

Solche Anträge auf ſofortigen Eintritt in die Sozietät oder Erhöhung 
einer Verſicherungsſumme, welche mit der H. 19. bezeichneten ausdrücklichen 
Verpflichtung angebracht werden, koͤnnen zu jeder Zeit an den Magiſtrat ge— 

langen; dieſer hat alsdann ſofort die Anfertigung des Kataſters zu veranlaſſen 
und ſolches an die Direktion einzuſenden, von welcher die Genehmigung in einer 
beſonderen Verfuͤgung auszuſprechen iſt. 


H. 86. 


Wer aber ſonſt in dem Falle iſt, der Sozietät mit dem naͤchſt bevor- 
ſtehenden Eintrittstermin als neuer Intereſſent beizutreten, muß ſein desfallſiges 
Geſuch wenigſtens zwei Monate vorher an den betreffenden Magiſtrat ge— 
langen laſſen und kann widrigenfalls von letzterem, wenn naͤmlich derſelbe mit 
der Regulirung des Anliegens nicht mehr zu rechter Zeit zu Stande zu kom⸗ 
men glaubt, fuͤr den naͤchſten Eintrittstermin zuruͤckgewieſen werden, ſofern das 
Geſuch nicht aufnahmepflichtige Gebaͤude betrifft ($$. 7. und 10.). Im ent⸗ 
gegengeſetzten Falle und wenn der Antragende ſelbſt die Verzögerung verſchul— 
det hat, treten die Beſtimmungen der $$. 12. bis 14. dieſes Reglements ein. 


§. 87. 


Die etwa noͤthige Vervollſtaͤndigung oder Reviſion der eingereichten Be— 
ſchreibungen, oder etwanige Taxaufnahme, muͤſſen bis laͤngſtens vier Wochen 
vor 
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vor Eintritt des Aufnahmetermins bewirkt und bis dahin uͤberhaupt in den 
Staͤdten alle Aufnahmegeſchaͤfte vollſtaͤndig zur Genehmigung der Scszietaͤts— 
direktion vorbereitet, abgeſchloſſen werden. N 


$. 88. 


Bei bloßen Erhoͤhungen der Verſicherungsſummen kommt es darauf an, 
ob ſolche auf den Grund einer ſchon vorhandenen Taxe oder Beſchreibung und 
des der letztern angehängten Atteſtes zuläffig find und nachgeſucht worden, oder 
ob es der erneuerten Genügung der Erforderniſſe der $$. 23. ff. bedarf. Im 
letzteren Falle findet die Vorſchrift der $$. 86. und 87. ſtatt. Solche Erhö- 
hungen aber, die etwa blos auf den Grund der ſchon vorhandenen Dokumente 
zu bewirken find, imgleichen ſonſt zulaͤſſige (F. 19. und 32.) Herunterſetzun⸗ 
gen der Verſicherungsſummen und gaͤnzliche Loͤſchungen, koͤnnen noch bis vier 
Wochen vor dem nachfien Eintrittstermine rechtzeitig nachgeſucht und muͤſſen 
bis dahin angenommen werden. 


$. 89. f 
Alle Anträge, welche nach Vorſtehendem zu ſpaͤt eingehen, um noch fuͤr 
den naͤchſten Termin erledigt werden zu koͤnnen, werden im Zweifels falle und 
wenn nicht beſtimmte Vorſchriften ein Anderes bedingen, ſo angeſehen, als ob 
I pi der nächftfolgenden Periode zu gehöriger Zeit angebracht wor: 
en wären. 


$. 90. 


Späteftens drei Wochen vor dem Eintrittstermine muͤſſen alle Berichte, 
Antraͤge und Beſchreibungen oder Taxen, welche die Magiſtraͤte einzureichen 
haben, in den Haͤnden der Sozietätsdirektion fein. Die letztere muß dann vor 
allen Dingen diejenigen einzelnen Gefchäfte, bei denen ſich Erinnerungen und 
Bedenken finden, die noch vor dem naͤchſten Eintrittstermine zu erledigen ſind, 
ſchleunigſt herausheben und deshalb das Nothige verfuͤgen. Bis zu dieſem 
Zeitpunkte hin aber muß dieſelbe die Berichtigung des Hauptla erbuchs bewir⸗ 
fen und jedem Magiſtrat die ihn angehende Ausfertigung zugehen laſſen. 


$. 91. 

Nach deren 1 iſt dem Verſicherten zu jeder Zeit die Einſicht des 
Ortskataſters, ſoweit es ihn betrifft, geſtattet, um ſich davon zu überzeugen, 
daß nach der Beſchreibung oder Taxe (§F. 25. und 28.) die Eintragung im 
Kataſter ſtattgefunden habe. Wenn aber der verficherte Eigenthümer außerdem 
von dem Magiſtrat eine Beſcheinigung über ſeine Feuerverſicherung begehrt, ſo 
foll dieſe zwar nicht verſagt werden, fie kann jedoch nur gegen Entrichtung der 
Schreibgebuͤhren erfolgen. 


$. 92, 


Bei, entftehenden Brandunfaͤllen muß der Magiſtrat bei Vermeidung 
einer verhaͤltnißmaͤßigen Ordnungsſtrafe, mit Beziehung der Kataſternummer 
(Is. 3848.) 108 * der 


Mm 


der verungluͤckten Gebaͤude, der * 1a made mit der naͤchſten Poſt eine 
kurze Anzeige erſtatten, demnaͤchſt aber die Schadenaufnahme ($$. 45. ff.) in 
laͤngſtens vierzehn Tagen nach dem ſtattgehabten Brandſchaden vollſtaͤndig bewir⸗ 
ken und ſolche ſofort an die Direktion einſenden, in deren Haͤnden ſich dieſelbe 
er er. innerhalb vier Wochen nach dem eingetretenen Brandſchaden befin— 
en muß. 


§. 93. 

Werden dieſe (F. 92.) Friſten verabſaͤumt, oder finden ſich gegen die 
Schadenaufnahme Seitens der Sozietaͤtsdirektion weſentliche Erinnerungen, denen 
nicht mehr vor Eintritt der erſten reglementsmaͤßigen Zahlungsfriſt (HH. 62. ff.) 
abgeholfen werden kann, ſo iſt der Saͤumige fuͤr die daraus etwa entſtehenden 
nachtheiligen Folgen verhaftet und uͤberdem nach Umſtaͤnden in eine Ordnungs⸗ 
ſtrafe von Einem bis zwanzig Thalern verfallen. 


$. 94. 


Die Einziehung der ordentlichen Beiträge erfolgt auf Grund einer Hebe— 
rolle, welche am Anfange jeden Jahres der ſtaͤdtiſche Feuerkaſſen⸗Rezeptor nach 
dem Ortskataſter anzulegen und der Magiſtrat zu revidiren und zu beſtaͤtigen 
hat; dagegen die der außerordentlichen Beiträge (F. 33.) nach den von der 
Direktion ergehenden und von den Magiſtraͤten ſowohl den Feuerkaſſen-Rezep⸗ 
turen als den einzelnen Debenten bekannt zu machenden Ausſchreibungen. 

8 F. 95. 

Uebrigens ſind die Kaſſengeſchaͤfte ſo zu betreiben, daß alle Geldverſen— 
dungen zwiſchen der Sozietaͤtskaſſe und den einzelnen ſtaͤdtiſchen Feuerkaſſen— 
Rezepturen moͤglichſt vermieden, die der erſteren obliegenden Zahlungen auf die 
letzteren angewieſen und demnach von den letzteren an die erſteren, ſoviel irgend 
thunlich, nur Quittungen uͤber die auf Anweiſung geleiſteten Zahlungen uͤber— 
ſendet werden. 


$. 96. 


Zu dieſem Zwecke kann, wiewohl die Direktion ihrerſeits alle Zahlungs: 
anweiſungen an die Sozietaͤtskaſſe ergehen läßt, die letztere alle vorkommenden 
Zahlungen, unter Beobachtung der ihr dieſerhalb zu ertheilenden Vorſchriften, 
auf die einzelnen ſtaͤdtiſchen Feuerkaſſen⸗Rezepturen anweiſen. 


H. 97. 


Die einzelnen Feuerkaſſen-Rezepturen leiſten aber ihrerſeits alle Auszah— 
lungen nur im Namen und auf Rechnung der Sozietaͤtskaſſe, unter Zuziehung 
und gemeinſchaftlicher Verantwortlichkeit der ſtaͤdtiſchen Kaſſenkuratel, auf deren 
allgemeine oder beſondere Anweiſung, und duͤrfen keine Zahlung ohne dieſe An— 
weiſung leiſten. 


$. 98, 


$. 98. 


Alle Auszahlungen ohne Unterſchied muͤſſen alſo bei der Sozietaͤtsdirektion 
nachgeſucht und juſtifizirt und von ihr feſtgeſetzt und angewieſen werden. 


$. 99. 


ö i 
Der Sozietätsdirektion und Sozietätskaſſe liegt es ob, bei ihren Dispo: 
fitionen dahin zu ſehen, daß bei keinem Stadt⸗FJeuerſozietäts⸗Rendanten ein zu 
großer baarer Beſtand erwachſen konne. Des Endes muß aber auch jeder der 
legtern durch den ihm zunaͤchſt vorgeſetzten Magiftrat monatlich einen Abschluß 
von dem Zuftande feines Soll, Iſt, Reſt und Beſtand an bie Sozietäts— 

direktion gelangen laſſen. 


$. 100. 


Wenn bei der Feuerſozietätskaſſe durch Ueberſchuſſe der ordentlichen Bei⸗ 
traͤge eines Jahres ſich Beltände ergeben, fo ſollen dieſelben als Reſervefonds 
aufgeſammelt und bis auf Weiteres zum Nutzen der Sozietät zinsbar ange⸗ 
legt werden. Bei der nach fünf Jahren ſtattſindenden Reviſion der Sozietaͤts⸗ 
verwaltung ($. 40.) wird ſodann über die fernere Beſtimmung dieſer rſpar⸗ 
niſſe von den verſammelten Deputirten Beſchluß gefaßt werden. 


$. 101. 


Was die Rechnungsabnahme betrifft, fo findet ſolche bei den einzelnen 
ſtädtiſchen Feuerkaſſen-Rezepturen nicht eigentlich ſtatt; denn da einerſeits der 
Betrag ihrer Geſammteinnahme bekannt und durch die Heberolle und reſp. das 
Ortskataſter begründet, auch wenn etwa das Ausſchreiben eines außerordent⸗ 
lichen Beitrags ſtattfindet, deſſen Ertrag von der Sozietätsdirektion ſelbſt zu 
berechnen iſt, andererſeits aber Seitens der Sozieräͤtsdirektion in der Regel 
keine Reſte geſtattet werden, ſondern es Sache des Magiſtrats iſt und bleibt, 
die Feuerſozietaͤts⸗Beitraͤge der Stadt bei eigener Verhaftung auf jede geſetzliche 
Weiſe herbeizuſchaffen, ſo kommt es nur darauf an, daß alljährlich längſtens 
bis drei Monat nach Neujahr jeder Kommunalkaſſen⸗Rendant feine vollig 
erledigte Original⸗Heberolle durch den Magiſtrat an die Sozietätsdirektion ein 
ſende und ein von der letztern ausgefertigtes Zeugniß erhalte, daß derſelbe die 
geſammte Einnahme des verfloffenen Jahres an die Regierungs⸗Hauptkaſſe richtig 
abgeliefert habe. N 


$. 102. 


Darauf zu halten, daß die Ablieferung der Heberollen und der Beitraͤge 
ſelbſt reſp. baar und in Quittungen uber die auf Anweiſung geleiſteten Zah⸗ 
lungen prompt erfolge, und zu dem Zwecke bei der Sozietätskaſſe für jede Stadt 
ein beſonderes Konto führen zu laſſen, liegt der Sozietätsdirektion bei eigener 
Verhaftung ob. 


(Fr. 3848.) §. 103. 


8 


F. 103. 


Die Feuerſozietaͤtskaſſe hingegen legt jaͤhrlich eine foͤrmliche und vollſtaͤn— 
dige Rechnung ab. 
$. 104. 


Dieſe wird zunaͤchſt von der Sozietaͤtsdirektion revidirt und hierauf mit 
dem Reviſionsprotokoll dreien Deputirten aus der Zahl der aſſozürten 
Grundbeſitzer zur Superreviſion und Ertheilung der endlichen Decharge 
vorgelegt. Die Ernennung dieſer Deputirten geſchieht durch Wahl Seitens der 
zur Reglementsreviſion beſtimmten Deputirten fuͤr die Zeit bis zu dem naͤchſten 
Zuſammentritte der letztgenannten Deputirten. Fuͤr die Dauer ihres Geſchaͤfts 
werden ihnen 2 Rthlr. Tagegelder und 15 Sgr. pro Meile Reiſekoſten aus 
der Sozietaͤtskaſſe verguͤtet. Das Rechnungs-Reviſionsprotokoll der Reviſions— 
deputirten wird den Magiſträten abſchriftlich zur Mittheilung an die Affoziirten 
ugeſtellt, auch ein vollſtaͤndiger Rechnungsextrakt durch die Amtsblaͤtter zur 
öffentlichen Kenntniß gebracht und eine Ausfertigung dieſer Bekanntmachung durch 
das Oberpraͤſidium der Provinz an das Miniſterium des Innern eingeſendet. 

$. 105, 

Die Juſtifikation der Kaſſeneinnahmen erfolgt auf nachſtehende Weiſe: 

a) das Soll der jährlichen ordentlichen Beitraͤge wird durch ein auf das 
Lagerbuch gegruͤndetes Atteſt der Sozietaͤtsdirektion, das Soll der etwa— 
nigen außerordentlichen Beiträge aber (§. 33.) durch das in beglau— 
bigter Abſchrift beizufuͤgende Ausſchreiben der Direktion und die derſelben 
anzuſchließende Repartition belegt; 

b) von denjenigen Theilnehmern, welche im Laufe des Jahres eintreten und 
reſp. ihre Verſicherungsſumme erhöhen laſſen, oder welche eine nothwen— 
dige Herunterſetzung derſelben erleiden ($$. 19. 32. ff.), hat die Sozie⸗ 
taͤtsdirektion ein beſonderes Verzeichniß, oder aber ein Atteſt, daß Zu: 
und Abgang dieſer Art nicht ſtattgefunden habe, zum Rechnungsbelage 
auszufertigen; 5 5 

c) etwanige außerordentliche Einnahmen muͤſſen durch beſondere Verein— 
nahmungs⸗Ordres der Direktion juſtifizirt werden; 

d) wenn wider Erwarten Beitraͤge im Ruͤckſtande bleiben, ſo ſind ſolche 
Reſte durch beſondere Atteſte, und wenn ſie gar unbeibringlich werden 
ſollten, durch beſondere Niederſchlagungs-Ordres der Sozietaͤtsdirektion 
nachzuweiſen. 

$. 106. 


Bei der Ausgabe iſt die Hauptpoſt „an bezahlten Brandverguͤtungs⸗ 
eldern“ durch fürmlich ausgefertigte Feſtſetzungsdekrete und reſp. Zahlungs- 
Lrdres der Sozietaͤtsdirektion, imgleichen durch gehörige Quittungen der Em— 
faͤnger zu juftifiziren. Die feſtſtehenden Verwaltungsausgaben werden reſp. 
bir die gehörig genehmigten Etats, oder befondere Anweiſungen und durch 
kaſſenmaͤßige Quittungen juftifizirt. 


$. 107, 
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$. 107. 


Andere Generalkoſten, dergleichen z. B. bei den Schadens aufnahmen, bei 
den von Amtswegen ſtattfindenden Reviſionen und ähnlichen Gelegenheiten vor: 
fallen, oder auch auf Prämien zur Aufmunterung ze. verwandt werden, kann 
die Sozietaͤtsdirektion inſoweit, als ſich ſolche auf die Beſtimmungen des gegen- 
wärtigen Reglements gründen, ſelbſtſtaͤndig feitftellen und zur Auszahlung an⸗ 
weiſen, und gilt hierbei als Regel, daß Staats- oder Kommunalbeamte, ſoweit 
ſie nicht unentgeltlich zu fungiren und zu reiſen verpflichtet find, Handwerks⸗ 
meiſter x. an Diaͤten, Verſaͤumniß⸗ und Zehrungskoſten, Reiſegeldern ꝛe. 
nach eben denjenigen Saͤtzen remunerirt werden, die ihnen bei aͤhnlichen Ge⸗ 
fchäften für öffentliche Rechnung aus Staatskaſſen zukommen würden. 

Zu etwanigen Generalkoſten, die fich auf das gegenwärtige Reglement 
nicht gruͤnden, muß die Genehmigung des Oberpraͤſidenten eingeholt werden. 


$. 108. 


Um die kuͤnftige Ueberſicht aller das ſtäͤdtiſche Feuerſozietaͤtsweſen be⸗ 
treffenden Daten zu erleichtern, muͤſſen alle Jahresrechnungen nach folgender 
Form angelegt werden: 


1) bei der Einnahme ſind die ordentlichen Beitraͤge in dem erſten Einnahme⸗ 
titel für jede Klaſſe abgeſondert und bei jeder mit Angabe der General⸗ 
ſumme der die betreffende Klaſſe konſtituirenden Verſicherungskapitalien 
und des fuͤr dieſelbe reglementsmaͤßig ſtattfindenden Prozentſatzes in Rech⸗ 
nung zu ftellen, wogegen dann die außerordentlichen Beitraͤge, da ſie ſich 
von ſelbſt nach den ordentlichen proportioniren, in dem zweiten Einnahme⸗ 
titel ohne dieſe Unterſcheidungen in folle verrechnet werden koͤnnen; 

2) bei der Ausgabe muß in dem erſten Titel, an bezahlten Brandverguͤtungs⸗ 
geldern, jeder einzelne Brandunfall namentlich aufgefuͤhrt und in beſon⸗ 
deren Kolumnen vorn die Verſicherungsſumme des Gebäudes nachgewie⸗ 
fen, die Beitragsklaſſe, zu der es gehört, bezeichnet und die Quote der 
ſtattgefundenen Beſchaͤdigung (F. 47.) vermerkt werden. 


Soweit die Sozietäaͤtskaſſe, um namentlich der Vorſchrift sub I. zu ge⸗ 
nuͤgen, einer Nachweiſung aus dem Hauptlagerbuche bedarf, muß fie ſich bie: 
ſelbe daraus ſelbſt entnehmen und ihr letzteres dazu vorgelegt werden. 

H. 109. 


Die Sozietaͤtskaſſe muß monatlich einer ordentlichen Revifion durch die 
Sozietaͤtsdirektion unterworfen werden, welche auch mindeſtens einmal in jedem 
Jahre eine außerordentliche Reviſion derſelben vorzunehmen hat. 


$. 110. 


Die bei den Kämmereikaſſen befindlichen Sozietäaͤtsgelder werden bei den 
von Seiten der Magifträte vorzunehmenden Reviſionen mit wahrgenommen. 


(Nr. 3848.) H. 111. 


14) Nerfohren 
in Rekurs⸗ 
und Streitfäl⸗ 
len. 
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§. 111, 


Beſchwerden uͤber das Verfahren der Magiſtraͤte in Feuerſozietaͤts-Ange—⸗ 
legenheiten, oder use derſelben ſind zunaͤchſt bei der Sozietaͤtsdirektion, in 
hoͤherer Inſtanz aber bei dem Oberpraͤſidenten der Provinz und event. bei 
dem Miniſter des Innern anzubringen; Beſchwerden, welche uͤber die Sozietaͤts— 
direktion ſelbſt anzubringen und die Anfragen, welche von dieſer zu machen ſein 
moͤchten, gelangen gleichfalls zunaͤchſt an den Oberpraͤſidenten und in letzter 
Inſtanz an den Minifter des Innern. 


§. 112. 


Fuͤr Streitigkeiten, welche über gegenfeitige Rechte und Verbindlichkeiten 
zwiſchen der Sozietät und einem oder mehreren Affoziirten entſtehen, verbleibt 
es bei dem ordentlichen Wege Rechtens, wenn der Streit ſich auf die Frage 
bezieht, ob der (angeblich) Aſſozürte ruͤckſichtlich eines ihn betreffenden Brand— 
ſchadens uͤberhaupt als zur Sozietät gehörig zu betrachten, oder aber ihm tiber: 
haupt eine Brandſchadenverguͤtung zu verſagen ſei oder nicht. Doch verſteht 
ſich von ſelbſt, daß auch in dieſen Faͤllen ein Kompromiß auf ſchiedsrichterliche 
Entſcheidung nach weiterer Vorſchrift der Geſetze zulaͤſſig iſt. 


§. 113. 


Für alle übrigen Streitfälle außer den vorſtehend bezeichneten, namentlich 
bei Streitigkeiten uͤber die Aufnahme der Taxen oder der Brandſchaͤden, uͤber 
den Betrag der Feuerverguͤtungsgelder, uͤber die Zahlungsmodalitaͤten, uͤber zu 
bezahlende Koſten und dergleichen, findet hingegen der ordentliche Rechtsweg 
nicht ſtatt, ſondern es ſteht dem betheiligten Intereſſenten, welcher ſich bei der 
Feſtſetzung der Sozietaͤtsdirektion nicht beruhigen will, nur die Wahl zwiſchen 
dem Wege des Rekurſes und der Berufung auf eine ſchiedsrichterliche Entſchei— 
dung zu. Iſt aber dieſe Wahl einmal getroffen und auf dem gewaͤhlten Wege 
bereits — Entſcheidung erfolgt, ſo kann hernach davon nicht wieder abgegan— 
gen werden. 


$. 114, Y 


Der Rekurs geht nach H. 111. zunaͤchſt an den Oberpraͤſidenten de 
Provinz und dann an den Miniſter des Innern, deſſen Entſcheidung auf die⸗ 
ſem Wege die endliche und rechtskraͤftige iſt. Wer aber die ſchiedsrichterliche 


Entſcheidung in Anſpruch nehmen will, muß die Berufung darauf binnen einer 


Praklufiofritt von ſechs Wochen nach dem Empfange der Feſtſetzung der 
Sozietaͤts direktion bei der letztern anbringen. 


H. 4115, 


Die ſchiedsrichterliche Behörde ſelbſt foll aus drei Schiedsrichtern beſte— 
hen, wovon einer als Obmann fungirt. Den erſten Schiedsrichter ernennt der 
mit der Sozietaͤt in Streit befangene Intereſſent, den zweiten der Magiſtrat, 
und zwar muͤſſen beide aus der Zahl der Wachen. großjaͤhrig und untadel⸗ 
haften Rufes ſein, auch weder mit dem Provokanten, noch unter ſich in u 

j na 
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nach den Geſetzen die Zeugnißglaubwuͤrdigkeit beeintraͤchtigenden Verwandtſchafts— 
verhaͤltniß ſtehen. Den dritten Schiedsrichter, und zwar denjenigen, welcher 
als Obmann eintritt, hat die Sozietaͤtsdirektion, und zwar lediglich aus der 
Zahl der im Regierungsbezirke mit Richtereigenſchaft angeſtellten Juſtizbeamten 
du aaa und dieſem liegt die Protofollirung und Leitung der Verhand— 
ung ob. 


$. 116. 


Dieſe Verhandlung muß bei Vermeidung der Nichtigkeit ergeben, daß 
beide Theile mit ihren Gruͤnden gehoͤrt worden, und daß die Urkunden und 
Schriften, welche zur Sache gehören, vorgelegen haben. Ein Mitglied des 
Magiſtrats vertritt dabei die Sozietaͤt. 


F. 117. . 


Den Spruch faͤllen die beiden erſten Schiedsrichter, der dritte tritt nur 
alsdann, wenn jene ſich nicht uͤber eine und dieſelbe Meinung vereinigen koͤn— 
nen, als Obmann hinzu, um durch ſeine Stimme den Ausſchlag zu geben. 


$. 118. 

Gegen einen ſolchen ſchiedsrichterlichen Spruch findet nur die Nichtig⸗ 
keitsklage, wo ſolche durch den §. 116. oder durch die allgemeinen Geſetze zu 
begründen iſt, und zwar alsdann vor dem ordentlichen Richter ſtatt, welcher 
dabei event. zugleich, mit Vorbehalt der ordentlichen Rechtsmittel, in der Sache 
ſelbſt in erſter Juſtalz zu entſcheiden hat. 

Die Nichtigkeitsklage muß aber binnen einer Präkluſivfriſt von zehn 
ade nach Eroͤffnung des ſchiedsrichterlichen Spruchs anhaͤngig gemacht 
werden. 


$. 119. 


Außer dem Falle der Nichtigkeit findet gegen den ſchiedsrichterlichen Aus⸗ 
ſpruch weder Rekurs noch Appellation, noch ſonſt ein Rechtsmittel ſtatt, ſon⸗ 
dern es geht ſolcher nach zehn Tagen in die unwiderrufliche Rechtskraft uͤber. 


H. 120, 


Die ſchiedsrichterlichen Verhandlungen muͤſſen nach rechtskraͤftiger Ab⸗ 
machung der Sache, wenn fie nicht nach H. 118. an den ordentlichen Richter 
gelangen, an die Sozietaͤtsdirektion eingeſandt und in deren Archiv aufbewahrt 
werden. 


K. 121. 


Damit die Geſchaͤftsfuͤhrung der Feuerſozietaͤt moͤglichſt erleichtert werde, 10 Beiſtand, 
ſoll jeder Kreis- oder Kommunalbeamte innerhalb des Kreiſes oder der Ge- auf welchen, 
meinde, welcher er angehört, den Requiſitionen, ſowohl der Sozietätsdirektion, ur Saale 
als der Magiſtraͤte zur Ausrichtung einzelner Geſchaͤfte Folge zu leiſten ver- zu machen hat. 
pflichtet ſein. 

Jahrgang 1853. (Fr. 2848,) 109 §. 122. 
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$. 122. 


Jeder in dem Regierungsbezirke Königsberg mit Richtereigenſchaft ange— 
ſtellte Juſtizbeamte iſt, wenn er in einer vor der ſchiedsrichterlichen Behörde zu 
verhandelnden Streitſache 2m Obmann berufen wird, dieſem Rufe inſoweit, 
als ihn bei erheblichen Behinderungsgruͤnden ſeine vorgeſetzte Behoͤrde nicht 
davon dispenſirt, Folge zu leiſten ſchuldig. 


§. 123. 


Ferner ſoll jeder angeſtellte Baubeamte ſchuldig ſein, innerhalb ſeines 
Geſchaͤftskreiſes den ee der Sozietaͤtsdirektion und den Requiſitionen der 
Magiſtraͤte zu Tax⸗ oder Brandſchaden-Aufnahmen, oder zu den Reviſionen, 
Folge zu leiſten, und die vorgeſetzte Regierung ihn noͤthigenfalls dazu anhalten. 


H. 124. 


Sind dabei Reiſen noͤthig, ſo bezieht der Baubeamte die reglements⸗ 
mäßigen Diäten und Fuhrkoſten, wie ſolche der Staat verguͤtet, in ſeinem 
Wohnorte aber nur die Diaͤten ſeines Grades. 


§. 125. 


Jeder fachverftändige Bauhandwerker iſt verpflichtet, auf die Aufforderung 
der Direktion, oder des für ſolche handelnden Magiſtrats, oder auch des kom⸗ 
petenten Baubeamten, in den Tar= oder Brandf aden⸗Aufnahmeterminen ſich 
einzufinden und als Sachverſtaͤndiger zu fungiren, wofuͤr er die geſetzlichen oder 
herkoͤmmlichen Tagegelder bezieht. Leiſtet ein oder der andere Bauhandwerker 
einer ſolchen Aufforderung nicht Folge, ſo ſoll zwar an ſeiner Stelle ein an⸗ 
derer Sachverſtaͤndiger zugezogen werden, der ungehorſam ausgebliebene Baus 
handwerker aber nicht nur die dadurch entſtehenden Mehrkoſten zahlen, ſondern 
auch fir allen Schaden haften, welcher durch feinen Ungehorſam etwa herbei— 
gefuͤhrt werden moͤchte. 


$. 126. 

Jeder Magiſtrat iſt verbunden, die im F. 24. bemerkte Ausfuͤllung zu 
bewirken, auch die im H. 25. vorgeſchriebenen Atteſte, ſoweit nicht in der Sache 
ſelbſt Bedenken obwalten, auszuſtellen und die zu ſeiner desfallſigen Information 
noͤthigen Lokalunterſuchungen von Amtswegen vorzunehmen. 


' H. 127. 


Endlich ſoll auch je öffentliche Behörde verpflichtet fein, der Sozietaͤts— 
direktion jede von derſelben erbetene und zu ihrem (der requirirten Behörde) 
Geſchaͤftskreiſe gehörige Auskunft, ſoweit nicht beſondere geſetzliche Bedenken 
entgegenſtehen, zu ertheilen. 


§. 128. 
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„Zu Praͤmien und Belohnungen für vorzüglich wirkſam gewordene Brand- 19) Brämier 
huͤlfeleiſtungen, oder zum Erſatz außerordentlicher Bache gun den ſoweit hierbei 8 
das gegenwaͤrtige Reglement nicht entgegenſteht, ſoll allj hrlich im Etat eine bie Sozietät 
beſtimmte Summe ausgeſetzt werden, über welche zu den gedachten Zwecken die de wahl 
Sener e zu disponiren hat. 

ie Feuerſozietaͤts-Direktion ift auch berechtigt, einzelnen Kommunen zur 
Anſchaffung von Spritzen eine Beihülfe von fuͤnfundzwanzig Prozent der An: 
ſchaffungskoſten zu bewilligen. 

Zur Vergütung der bei einem Brande entſtandenen Schaden an den 
offentlichen Feuerlöſchgeräthen der aſſozürten Städte, ſowie zur Vergütung von 
Beſchaͤdigungen an Zaͤunen und andern nicht verſicherten Gegenſtaͤnden, welche 
Behufs der Loͤſchung oder Verhinderung der Weiterverbreitung eines Brandes 
auf polizeiliche Anordnung angerichtet oder doch nachher als nöthig oder nuͤtzlich 
für den gedachten Zweck anerkannt worden find, ſoll ein Beitrag aus dem 
Feuerſozietaͤtsfonds in dem Maaße geleiſtet werden, in welchem das Intereſſe 
der Immobiliar⸗Feuerſozietat nach billigem Ermeſſen bei der Sache mitbetheiligt 
erſcheint. In der Regel iſt dieſer Beitrag auf die Hälfte des ermittelten dies⸗ 
fälligen Schadens feſtzuſetzen und die Direktion ermaͤchtigt, denſelben in dieſer 
Grenze ohne Weiteres auf den Feuerſozietaͤtsfonds anzuweiſen. Sollte in 
einzelnen Fällen wegen beſonderer Umſtände ein hoͤherer Beitrag der Immo— 
biliar⸗Feuerſozietät billig erſcheinen, ſo hat die Direktion vor der Anweiſung 
deſſelben noch die Genehmigung der Deputirten der Sozietät für die Rechnungs⸗ 
reviſion einzuholen. 

Beſchaͤdigungen an den Spritzen anderer, nicht dem Sozietaͤtsverbande 
ee Ortſchaften und Beſitzer werden mit dem ganzen Betrage 

rg e * 

Alle nach dem Vorſtehenden ganz oder theilweiſe zu ver uͤtenden Be⸗ 
ſchaͤdigungen find jedoch innerhalb acht Tagen nach dem Brande bei der Orts⸗ 
behörde Behufs der Beſichtigung und Feſiſellung zur Anzeige zu bringen. 

$. 129, 
Qaass gegenwaͤrtige revidirte Reglement tritt vom 1. Januar 1854. ab 
in die Stelle des Reglements vom 205 April 1838. ( e rg pro 


1838. S. 281. ff.) und der Verordnun 14. November 1845. (Geſetz⸗ 
Sammlung pro 1845. S. 742.). In Geſet 


Gegeben Putbus, den 22. Auguſt 1853. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Für den Minifter des Innern: 
v. Manteuffel. 


Gr. 3848.) 109 * Schema 
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Shema 


zu den 


Beſchreibungen der in der ſtädtiſchen Feuerſozietät zu verſichernden Gebäude. 


Bau-Art 


Namen Bezeich⸗ 


und nung der Bauliche Ver⸗ 
Stand Gebaͤude Mr B ffen⸗Jſicherungs-] Bemerkungen 
8 nach ihrer] Ringwaͤnde des eſchaffen⸗ gs⸗ em gen. 
5 des Beſtim⸗ und Daches. Summe. 
5 Beſitzers. mung. Giebel. 
& AP Oye f 
1.] Kaufmann | a) Wohn: | Ganz aus | Mit Biber: | 72 30 [Erſt vor drei] 2000) . | . In dem Wohn- 
N. N. haus. gebrannten ſchwaͤnzen Jahren neu hauſe wird das 
Mauer⸗ gedeckt. erbauet und Seifenſiedereige— 
ziegeln. im völlig werbe betrieben. 
guten Zu⸗ 
“ I ftande, 
b) Pferdes | Aus Fach: | desgl, 3618] mittel⸗ 200 
ſtall. werk mit maͤßig. 
gebrannten 
Ziegeln 
ausgeſetzt. 


Q.. 3848.) 
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Feuerſozietäts-Kataſter 


der 


Stadt N. N. 
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Verſicherungs-Summe. Veraͤnderung pro 


[3% 
85 2288 nennung Der Der 
5 5 5 28 5 l [ ordentliche . ordentliche 
82 83 S runge- der S S Br S 11 
IR 1 =|2 | [eines 8 — ines Jahres 
„E Lertrag H ſitzer. Gebäude. i beträgt * befrägt 
5 beginnt. 2 = 


L. Ode 


24.2 
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(Nr. 3849.) Bekanntmachung über die unterm 15. Auguſt 1853. erfolgte Beſtaͤtigung des 
Statuts der Meſeritz-Betſcher Chauſſeebau-Geſellſchaft. Vom 3. Sep⸗ 
tember 1853. 


Des Koͤnigs Majeſtaͤt haben das unterm 22. Maͤrz, 13. Mai und 28. Mai 
1853. vollzogene Statut der MeſeritzBetſcher Chauſſeebau-Geſellſchaft mittelft 
Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 15. Auguſt 1853. zu beftätigen geruhet, was nach 
Vorſchrift des H. 3. des Geſetzes uͤber die Aktiengeſellſchaften vom 9. Novem— 
ber 1843. mit dem Bemerken bekannt gemacht wird, daß das Statut durch 
das Amtsblatt der Koͤniglichen Regierung in Poſen zur oͤffentlichen Kenntniß 
gelangen wird. 


Berlin, den 3. September 1853. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
v. d. Heydt. 


Nedigirt im Vüreau des Staats- Minifteriums, 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerel. 
N (Rudolph Deder.) 


